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FREIHEIT FÜR SAFWAN EID ! 


informationen & standpunkte zum brandanschlag am 18. januar "96 in lübeck 


? 


| Völkische Beobachtungen ... | Staatsanwälten glaubt man Medien - Erfüllungsge- Erklärungen der kriminali- | Die Linke Heimat fängt 
ab Seite 2 nicht..., ab Seite 5 hilfen ..., ab Seite 10 sierten Gruppen, ab Seite 13 | auf Seite 15 an 


Am 2. Juli ist Safwan E. aus dem Lübecker Gefängnis ent- 
lassen worden. Er hätte nie in den Knast kommen dürfen - 
seine Freilassung war lange überfällig. Die Jugendkammer 
Widersprüche in 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft und entließ Safwan aus 
der Untersuchungshaft. Die Widersprüche existierten von 


des Landgerichts benannte 


“So ist das in einem Rechtsstaat" 

(Lübecker Nachrichten, 3.7.), kommen- 
tierten fast alle Medien dıe Freilassung 
Safwans. Die Staatsanwaltschaft hätte 
zwar “schlampige Ermittlungen” geführt 
und sich eventuell “verrannt”, die 
Demokratie hätte sich aber durchgesetzt. 
Die Kritik reduzierte sıch alleine auf die 
Ermittler und implizierte damit, daß z.B. 
ein Austausch der Staatsanwaltschaft zu 
grundsätzlich anderen Ermittlungen 
geführt hätte. Dabeı haben Staatsanwälte 
auch in anderen Fällen ähnlich gehandelt: 
- In Hattingen wurde ım Juni 1993 eine 
türkischen Frau von der Staatsanwalt- 
schaft beschuldigt, ihr Haus, in dem sie 
und ihre fünf Kinder lebten, angezündet 
zu haben, obwohl Augenzeugen zur 
Brandzeit drei Männer sahen, von denen 
mindestens einer zu örtlichen Naziszene 
gehörte. Als Motiv wurde Frau Ü. unter- 
stellt, Spenden der Bevölkerung erhalten 
zu wollen. Die lokale Bevölkerung fühlte 
sich - nur aufgrund der Beschuldigungen 
der Staatsanwaltschaft - betrogen und war 
empört. Verachtet und geächtet mußte die 
Familie Ü. Hattingen verlassen. Von 
Anfang an zielten die rassistischen 
Ermittlungen allein darauf ab, Frau U. der 
Tat zu überführen. Im März '96 fand die 
Gerichtsverhandlung statt, in der sie frei- 
gesprochen wurde. Durch den mittlerwei- 
le verstrichenen Zeitraum hatten es die 
Ermittler geschafft, nicht mehr in eine 
andere Richtung ermitteln zu müssen. 
- Am 16. März 1994 wurde ın Stuttgart ein 
Brandanschlag auf ein Wohnhaus verübt, 
das überwiegend von MigrantInnen 
bewohnt wurde. Sieben Menschen starben 
in den Flammen, 16 Menschen wurden 
verletzt. Die Behörden schlossen von 
Anfang an einen rassistischen Hinter- 
grund für den Anschlag aus. Eine unacht- 
sam weggeworfene Zigarette sollte den 
Brand verursacht haben. Heute steht ein 
deutscher Täter vor Gericht, der für 17 
weitere Anschläge verantwortlich ist. 
Nach eigenen Aussagen war sein Motiv 
“Ausländerhaß”. 

Die alleinige Kritik an den 
Ermittlungsbehörden lenkt zudem von der 


den 


eigenen Verwicklung der “kritischen 
Öffentlichkeit” in das Konstrukt ab. Daß 
Lübeck wıeder im Zusammenhang mit 
einem rechtsradikalen Anschlag im Blick 
der Öffentlichkeit stand, wurde als 
Angriff empfunden, der dem Ansehen der 
Stadt und Deutschland schadete. Dies 
veranlaßte z.B. Heide Simonis dazu, 
neben der Bekundung ihres Mitleids für 
die 10 Opfer der Brandnacht, auch ihr 
Mitgefühl für Lübeck zu äußern. Quer 
durch die deutsche Gesellschaft wurde 
immer wieder neben den 10 Opfern auch 
der Stadt Lübeck “Mitleid” gezollt und 
der “Schaden” für Lübeck und Deutsch- 
land benannt, der durch den Brandan- 
schlag entstanden sei. Der ZDF- 
Nachrichtensprecher Wolf v. Lojewski 
verdeutlichte das Anliegen, indem er zum 
“Beten, es möge kein Verbrechen gegeben 
haben”, aufrief. Die Entlassung der 
Grevesmühlener wurde dann mit Erleich- 
terung darüber aufgenommen, dal es 
keine deutschen Täter gewesen seien. 
Somit entsprach die Handlung der 
Ermittler den von vielen geäußerten 
Hoffnungen, die 10 Toten und 38 Verletz- 
ten mögen nicht die Opfer eines 
Brandanschlags von Neonazis sein. Es 
soll hier auch nochmals der nicht zu über- 
treffende Zynismus benannt werden: Die 
Nation, aus deren Reihen die Mörder 
stammen, stilisiert sich selber zum Opfer 
des Brandanschlags. 

Als Reaktion auf das Ergebnis des 
Haftprüfungstermins wurde der Staatsan- 
waltschaft von Teilen der Medien (z.B. 
Kieler Nachrichten, Lübecker Nachrich- 
ten, ZEIT) indirekt Untätigkeit vorgewor- 
fen. Die Ermittler seien von der Vertei- 
digung , die geschickt die “Klaviatur der 
Medienwelt bediente” (ZEIT, 12.7.), in 
die Defensive gedrängt worden. Da der 
Eindruck entstand, als sei Safwan E. 
“Opfer einer Verschwörung der Lübecker 
Justizszene” (Kieler Nachrichten 3.7.), 
habe die Staatsanwaltschaft somit dem 
Ansehen Deutschlands geschadet. “Statt 
selber Pressekonferenzen zu geben, starr- 
ten die Ermittler zähneknirschend in den 
Fernseher.” (ZEIT, 12.7.) Der Vorwurf an 


Anfang an. In den drei vorherigen Entscheidungen der 
Gerichte wurden sie nicht berücksichtigt, und Safwan blieb 
in Haft. Für den zweiten Haftprüfungstermin vom 20. März 
erklärte das Gericht schon vorab, daß vor den anstehenden 
Landtagswahlen keine 
Freilassung von Safwan Eid getroffen werde. 


Entscheidung zugunsten der 


die Staatsanwaltschaft lautet offensicht- 
lich, die Beweislage gegen Safwan E. 
nicht ausreichend gesichert zu haben. In 
dem Satz eines ZEIT-Artikels “Der 
Rechtsstaat arbeitet sauber vor sich hin” 
(5.7.) schwingt das Bedauern mit, daß 
deutsche Gerichte nicht mehr in der Lage 
sind, "Recht" zu sprechen. 

Als die Staatsanwaltschaft am 20. Januar 
den “wahren Täter” Safwan E. präsentier- 
te, der mit seiner Familie in der 
Hafenstraße wohnte, bestätigte ein 
Gericht trotz widersprüchlicher Aussagen 
des einzigen Belastungszeugen die Haft. 
Die u.a. rassistischen Motivkonstrukte der 
Staatsanwaltschaft, die Safwan E. 
Streitigkeiten mit einem anderen Flücht- 
ling aus der Hafenstraße vorwarfen, wur- 
den von der deutschen Öffentlichkeit nur 
allzu gerne aufgenommen. Als die 
Flüchtlinge dem widersprachen, wurde 
die Familie Eid verdächtigt, andere 
HausbewohnerInnen unter Druck gesetzt 
zu haben. In den Medien wurde das Bild 
des “kriminellen Ausländers” und einer 
“Familienmafia” gezeichnet. Gleichzeitig 
meldeten sich diejenigen zu Wort, die 
schon immer wußten, daß in einer 
Gemeinschaft verschiedener Nationalitä- 
ten - wie sie in der Hafenstrasse existierte 
- “ethnische Konflikte” vorprogrammiert 
seien. 

Nach der Freilassung der 
Grevesmühlener und der Verhaftung 
Safwan E.s entschuldigten sich die 
Medien, daß sie auch nur den Gedanken 
geäußert hatten, die Tat könnte von 
Neonazis begangen worden sein. Die taz 
forderte ihre LeserInnenklientel auf, sich 
von dem Bild des “guten Ausländers” zu 
verabschieden. Durch diesen Rassismus 
und die öffentliche Vorverurteilung 
Safwans leistete die taz der Staatsanwalt- 
schaft Hilfestellung, als diese noch ver- 
suchte, ihr Konstrukt zu festigen. Anti- 
rassistInnen wurden als hysterisch darge- 
stellt und eines “Rassismus gegen 
Deutsche” beschuldigt, da sie “von 
Anfang an die Täter nur in der rechtsradi- 
kalen Szene vermuteten”. Die deutschen 
und speziell die Lübecker » 


Fortsetzung von Seite 1 
Der Rechtsstaat... 


Verhältnisse (die täglichen Angriffe von 
Rechtsradikalen, die zwei Anschläge auf 
die jüdische Synagoge in Lübeck, ... 
spielten gar keine Rolle mehr. 

Im Grunde ist es für all diejenigen, die 
den “Schaden” von Lübeck und Deutsch- 
land abwenden wollten, nach Wunsch 
gelaufen. Im Januar, als das Interesse groß 
war, konnte ein Nichtdeutscher als Täter 
präsentiert werden. Selbst wenn Safwan 
Monate später mangels Beweisen vor Ge- 
richt freigesprochen werden würde, blei- 
ben die Konstrukte, die im Januar festge- 
schrieben wurden, in den Köpfen der 
deutschen BILD-, taz-, ZEIT-, ... Leser- 
Innen. In Hattingen wird auch nach dem 
Freispruch für Frau Ü. eine Rückkehr der 
Familie und ein weiteres Leben in diesem 
Ort nicht mehr möglich sein. 

Lübeck zeigt, welche gesellschaftli- 
chen Gruppen den rassistischen Konsens 
mittlerweile tragen und dazu bereit sind, 
für ıhre Nation in die Bresche zu springen, 
falls dieser “Schaden” droht. Staatsanwalt 
Böckenhauer, der dem linken Flügel der 
SPD zugerechnet wird, und vormals “lıbe- 
rale” Medien leisten den Ermittlern 
Hilfestellung, wenn es gilt ein Konstrukt 
zu festigen, das Deutschland entschuldigt. 

Nach Lübeck wird für alle zukünftigen 
faschistischen Anschläge festgeschrieben, 
daß sich die “Ausländer” selber umbrin- 
gen. Das Verhalten der Öffentlichkeit und 
das Vorgehen der Ermittler kommt einem 
Freibrief für weitere rassistische Angriffe 
und Morde gleich. & 


Di 


Liebe Leserinnen und Leser, 


 Wolkische Beobachtungen 


Über die Verschärfung rechtsradikaler Gewalt und ihre Verharmlosung 


K. Adam, FAZ, 26.1.96: "Der getretene 
Wurm krümmt sich. Er tut das, sagt man, 
um sıch klein zu machen und zu vermei- 
den, zum zweiten- oder drittenmal getre- 
ten zu werden. Offenbar rät ıhm sein 
Instinkt, daß er auf diese Art am besten 
überleben kann. Aber die Deutschen sınd 
über die Instinkte hinaus, sie sind ein 
Kulturvolk und machen es anders als der 
Wurm. Wenn sie getreten worden sind, 
dann strecken und dehnen sie sich, als ob 
sie es nıcht erwarten könnten, noch einmal 
getreten zu werden. Sie haben den Instinkt 
durch die historische Erfahrung ersetzt, 
daß man auch so überleben kann. ... Auf 
das Donnerwort: Ihr wart es! antworten 
sıe am liebsten: Ja wir waren es! ... Denn 
in Wahrheit bedeutet ihr Eingeständnis ja 
nur, daß es "einer von uns" gewesen sein 
muß. Und dieser eine ist natürlich immer 
ein anderer." 

Seit dem Vergleich zwischen der 
Gattung Wurm und der Gattung Deutsch 
als Antwort auf die öffentlichen Debatten 
nach Lübeck in Schirrmachers Feuilleton 
hat es an Ereignissen nicht gemangelt, auf 
die laut FAZ der eine deutsche 
Volkskörper mit dem Instinkt eines 
Wurmes reagieren sollte: Brandanschläge 
auf Asylunterkünfte mit offensichtlicher 


Vernichtungsabsicht, unvermittelte 
Angriffe auf Ausländer, "grundlose" Über- 
fälle von "Einheimischen" auf Urlauber, 
Nazi-Aufmärsche für Hitler-Stellvertreter 
KIesse> 

Bevor die besonderen Formen faschi- 
stischer Inhalte in der FAZ kommentiert 
werden, ein paar Worte zu diesen 
Ereignissen. Sie chronologisch präsentie- 
ren zu wollen, hieße, die im Verfahren 
gegen Safwan E. zu Tage getretenen 
Mechanismen zur Entlastung deutscher 
Täter innerhalb und zwischen Justiz, 
Politik und Medien zu ignorieren. Sie 
dagegen als beispielhaft zu präsentieren, 
hieße, die verschiedenen Facetten der 
deutschen Verhältnisse als gleichgültig zu 
markieren. Hier soll es alternativ darum 
gehen, die Verzerrungen in den Öffentli- 
chen Erklärungen (Politik, Medien, 


. Wissenschaft) zu einigen nachgewiesenen 


rechtsradikalen Gewaltakten herauszuar- 
beiten. 


"„. Weniger rechtsextreme Gewalt", 
Düsseldorf, 31.07.96 

Während Angriffe auf deutsche 
Urlauber im Osten Deutschlands "zum 
Thema des Sommerlochs" wurden, disku- 
tierte man in der FAZ darüber, warum der 


leider konnten wir uns auch dieses Mal nicht an die Vorgaben von Herrn Markwort halten: länger recherchieren, kürzer schreiben und immer an die 
Leser denken. Deshalb zur Richtigstellung: Herr Länger hatte sich krankgemeldet. Frau Kürzer hatte keine Zeit, und Familie Leser ist noch immer in 
Urlaub. Was sollten wir da machen!? Deshalb sind die Beiträge gut recherchiert, ausführlich geschrieben und verlangen auch von Familie Leser, daß 
sie ihre Hängematte endlich mit dem Lesesessel vertauscht. ROEN 
Wie Ihr sehen könnt, haben wir es tatsächlich geschafft, auch die Folgenummer von „dir warn 's“ herauszubringen. Die Materialisierung war nicht ein- 
fach, zum einen wegen der angespannten finanziellen Lage des Hamburger Bündnises, zum anderen wegen unseres Bemühens, gemeinsame 
Positionen innerhalb der Redaktion zu finden. ER 

Ab dem 16. September wird der Prozeß gegen Safwan E. in Lübeck (Am Burgfeld 7-9) eröffnet. Bislang sind 10 Verhandlungstermine jeweils Montags 
und Mittwochs um 9 Uhr angesetzt, die aber mit ziemlicher Sicherheit nicht ausreichen werden. Es wird notwendig sein, den Prozeß kritisch zu beglei- 
ten und das Vorhaben der Verteidigung, daß die Ermittler auch der Grevesmühlener Spur folgen, zu unterstützen. Eu NN 

Wir haben in dieser Ausgabe drei Schwerpunkte gesetzt. Zu Prozeßbeginn erschien es uns sinnvoll, der Rekonstruktion der bisherigen Ermittlungen 
viel Raum zu geben. Der Artikel ‚Staatsanwälten glaubt man nicht“ beleuchtet u.a. die unterschiedlichen Ermittlungsmethoden gegen die vier 
Deutschen aus Grevesmühlen und gegen Safwan E., und kommt zu dem Schluß, daß sich dahinter Nationalismus und latenter Rassismus verbergen. 
Der zweite Schwerpunkt liegt im Bereich der medialen Aufarbeitung von Lübeck. Der Artikel „Erfüllungsgehilfen der Staatsanwaltschaft” zeigt die 
Verzahnung von rassistischen Ermittlungen und der Präsentation des Täterkonstrukts in der bürgerlichen Presse. Der Beitrag „Völkische 


Beobachtungen im Sommerloch“ faßt zusammen, wie sich das Organ des deutschen Kapitals den Umgang mit faschistischer Gewalt vorstellt. Dieser 


Beitrag befaßt sich auch mit den Reaktionen auf den Mahlower Anschlag gegen britische Bauarbeiter und auf Überfälle gegen Camperlnnen in 


Mecklenburg. Pit, nA N 
Sicher habt Ihr aus den Massenmedien vernommen, daß die Arbeitsräume des „Lübecker Bündnis gegen Rassismus durchsucht und dabei ihre 
Produkte und Produktionsmittel beschlagnahmt wurden. Ebenfalls betroffen von der Kriminalisirung der Unterstützerlnnenszene ist die Buchhandlung 
in der Hamburger Osterstraße, in der ein (!) „Mörderland Deutschland‘-Flugblatt einiger Leute des „Antinationalen Büros Hamburg (ABH) gefunden 
wurde. Mit großer Wahrscheinlichkeit steht auch dem ABH ein Verfahren bevor. Wir veröffentlichen die Erklärung des Antinationalen Büros zu die- 
sem Vorfall. Darüberhinaus fanden wir es sinnvoll, das (Nicht-)Verhalten der Linken zum Lübecker Brandanschlag näher unter die Lupe zu nehmen, 
und den Zusammenhang von linker Identität und nationalem Konsens zu analysieren (Linke Heimat, 3: 19): Ä | 

Bei Redaktionsschluß erreichte uns die Nachricht, daß die Demo in Grevesmühlen verboten wurde. Der deutsche Mob wünscht es halt nicht, wenn vor 
der eigenen Haustür demonstriert wird. | 

Wir würden uns wünschen, daß Ihr diese Ausgabe nicht nur konsumiert, sondern kritsch reflektiert, und daß Ihr theoretisch wie praktisch aktiv wer- 
det. Verbleiben wir bis zur nächsten Ausgabe mit einem Zitat von Karl Marx: „Wenn deine Geistlosigkeit produktiver ist als deine reiche 
Geistestätigkeit, so ist deine Geistlosigkeit eine Produktivkraft ..." 


Die Redaktion 


„dir warn’s“ september 1996 seite 2 


Westen von solcher Gewalt verschont 
geblieben sei: "Die Jugendarbeitslosigkeit 
. Ist ... ın Nordrhein-Westfalen kaum 
niedriger. Trotzdem gibt es dort weniger 
rechtsextreme Gewalt." (FAZ, 30.7.) 
Tatsächlich konnte sich die FAZ bei dieser 
Behauptung auf Statistiken berufen, nach 
denen die "Gewalt ın Zahlen" "kleiner" 
war als die Zahlen, die sich aus Quellen in 
Sachsen-Anhalt und in Mecklenburg- 
Vorpommern speisten. Das entgegenge- 
setzte Ergebnis also, das nach der 
Wiedervereinigung die auch damals ver- 
breitete Ansicht dementierte, wonach die 
rechtsextreme Gewalt im  Östen 
Deutschlands schlimmer als im Westen 
sei. Im Jahr des Möllner Brandanschlages 
und des Rostocker Pogroms 1992 wurden 
vom Innenministerium in NRW allein 
1707 rechtsextreme Gewalttaten regi- 
striertt. Im Jahr des Solinger 
Brandanschlages 1993 waren es 2106. 
Damals gab es zusätzlich Umfragen, die 
"Rassismus in Zahlen" darstellen wollten. 
Forsa ermittelte im August ‘92, daß 19% 
der Westdeutschen und 14% der 
Ostdeutschen Verständnis für Rassisten 
hatten. Eine 'repräsentative' Umfrage unter 
1000 Jugendlichen zwischen 14 und 27, 
vom Bundesfamilienministerium im Juni 


93 in Auftrag gegeben, fand heraus, daß 
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66% der Westdeutschen aber nur 19% der 
Ostdeutschen mit Ausländern befreundet 
waren. Die Lichterketten und "mein 
Freund ist Ausländer"-Kampagnen hatten 
offenbar im Westen stärker angeschlagen. 

Vier junge Männer legen um 2:20 Uhr 
am 31.7.96 in einer Baracke einer 
Düsseldorfer Unterkunft für MigrantInnen 
aus Rumänien, Polen und Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion Feuer. In den 
Baracken sind insgesamt 39 Menschen 
untergebracht. Ein Nachbar, der zufällig 
zu dieser Zeit nach Hause kommt, 
bemerkt Geräusche, sieht Rauchschwaden 
und später die Täter beim Verlassen des 
Geländes. Einer von zwei entfernten 
Feuerlöschern findet sich später 50 m ent- 
fernt in einem Gebüsch! 

Obwohl die Polizei wegen der zufälli- 
gen Existenz eines Zeugen und der ent- 
wendeten Feuerlöscher von einem geziel- 
ten Anschlag mit Vernichtungsabsicht aus- 
gehen mußte, wollte sie in den Tatsachen 
keinen Hinweis auf Täter aus der rechts- 
extremen Szene erkennen. In den bürgerli- 
chen Medien tauchte dieser Vorfall gar 
nicht oder nur in Kurzmeldungen auf. 
Noch weniger Aufmerksamkeit schenkten 
sie dem Fall, als am 4. August die 
Ermittler mitteilten, daß Rechtsradikale 
die Tat gestanden hatten. un 

Neuere Umfragen darüber, wieviele 
Westdeutsche zu dieser Zeit mit 
Ausländern befreundet waren, lagen bis 
Redaktionsschluß nicht vor. 


Mahlow, "langerous zone", 16. Juni 96 
Bei ihrer Autoverfolgungsjagd auf drei 

britische Bauarbeiter verursachen "einhei- 

mische" Jugendliche durch einen 


- "gefährlichen 


Steinwurf einen Autounfall der Briten. Die 
Farbigen wurden verfolgt, weil sie es 
gewagt hatten, eine Telefonzelle im Revier 
der stadtbekannten Faschisten zu benut- 
zen. Der Fahrer des verfolgten Wagens ist 
seitdem vom Nacken ab gelähmt. 

Obwohl die Dorf-Faschisten schon seit 
Monaten den Bahnhofsvorplatz in eine 
"dangerous zone" verwandelt, beim 


"Chinesen" die Scheiben eingeschmissen 
und ständig "Ausländer raus" gebrüllt hat- 
ten, wurde der Unfall zunächst den 
Bauarbeitern angehängt. Nachdem die 
Ermittler die falsche These der Polizei, die 
britischen Bauarbeiter hätten die Mah- 
lower Faschisten verfolgt, fallenließen, 
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nahmen sie lediglich Ermittlungen wegen 
Eingriffs in’ den 
Staßenverkehr" gegen die Jung-Faschisten 
auf. (taz, 17.7.) 

Wie ihre Lübecker Kollegen konnten 
die Ermittler keine vernünftigen Gründe 
für ihre These vorweisen, die Ausländer 
seien selbst schuld. Sinn machte ihre 
ursprüngliche Schuldthese aber im 


"Kontext eines Ausspruchs des Mahlower 


Bürgermeisters, der sich nur stilistisch von 
den Sprüchen des faschistischen Mobs 
("die haben eben Pech gehabt, das waren 
doch nur Schwarzarbeiter") unterschied: 
"Bedauerlich", aber leider "ganz normal": 
"Wenn hier Ausländer eingestellt werden, 
die arbeiten für fünf oder zehn Mark in der 
Stunde, dann gibt es natürlich böses Blut, 
und unsere Leute sind verärgert, wenn 
ihnen auf diese Weise Arbeitsplätze weg- 
genommen werden." Der Bürgermeister 
vertrat die Ansicht, der Haß auf Fremde 
habe einen ganz klaren Grund, und mit 
Rechtsextremismus habe der Überfall 
insoweit nichts zu tun. (FR, 26.7.96) 


Leisten, "Freiluftgaststätte, Camping- 
platz gnannt“, 13. Juli 96 


Zu ähnlichen Schlüssen über die funda- 
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mentalen Unterschiede zwischen bösem 
Nazi-Gedankengut und gutbegründeter 
Fremdenfeindlichkeit kommen 
Kommentatoren aus Politik, Justiz und 
Wissenschaft, als am Plauer See in 
Mecklenburg eine Gruppe von Faschisten 
mit "Sıeg heil"-, "Deutschland den 
Deutschen"- Gebrüll auf eine deutsche 
Urlaubergruppe hergefallen war, mit der 
noch präziseren Differenzierung, daß es 
sich nicht um gutbegründete, sondern "im 
dumpfen Sinne fremdenfeindliche 
Einstellungen" handele. Hosengürtel mit 
Hakenkreuzen, Reichskriegsflaggen, 
Neonazi-Pamphlete von einer verbotenen 
Hamburger Organisation, Mitbringsel 


Re, — 


westlicher Nazitouristen, waren bereits bei 
der Verhaftung der Jugendlichen sicherge- 
stellt worden: "Die Nazisymbole und 
Schlachtrufe dürfen nicht überbewertet 
werden. Die meisten Täter sind im ideolo- 
gischen Sinn nicht wirklich rechtsradikal, 
sondern im dumpfen Sinn fremdenfeind- 
lich." (Kriminologe Frieder Dünkel im 
FOCUS 30/96). "Die schmücken sich teil- 
weise nur mit rechtsradikalen Parolen, um 
aufzufallen" (Thomas Gericke vom 
Deutschen Jugendinstitut in Leipzig). 
"Aber der Anlaß der Randale war nicht 
rechtsradikal bedingt." (Innenstaatssekre- 
tär Letzgus, CDU - FR 17.7.) Für einen 
"politischen Hintergrund der Tat" gebe es 
"keinerlei Anzeichen" (Oberstaatsanwalt 
Schwarz in Schwerin, taz 16.7.). "Die 
große Gruppe der Mitläufer allerdings dra- 
piert sich eher oberflächlich mit Symbolen 
wie Reichskriegsflagge, SS-Gürtelkoppel 
und Nazı-Aufnähern." (SPIEGEL 30/96) 
"Sie waren mit "Heil Hitler!" aus dem 
Wald gestürmt. ... Tatsächlich ... hatte die 
Tat keinen politischen Hintergrund. ... Daß 
etliche der Skins der rechten Szene zuzu- 
ordnen sind, ist das eine. Dem Überfall 
eine rechtsradikale Motivation zugrunde- 
zulegen, schien vielen Medien selbstver- 


ständlich.” (Schirrmacher-FAZ, 3.8.) 

Die Ursachenforschung von Politik 
und Medien nach den Campingplatz- 
Vorfällen beschränkte sich demgemäß auf 
die Frage, ob es in der ehemaligen DDR 
denn genügend Freizeiteinrichtungen und 
Angebote in der Jugendarbeit gebe, ob die 
Kinder in ihren Familien genug Halt fän- 
den, ob die Kirchen als 
Wertevermittlerinnen versagt hätten. 
"Vereine und Sportclubs haben im Osten 
bisher kaum ein Netz aufgebaut", grenzte 
die ZEIT 32/96 das Problem ein. "Arbeit 
und Freizeitangebote bleiben Mangel- 
ware" titelte die FR am 17.7. in offen- 
sichtlicher Unkenntnis der Tatsache, daß 
seit Hoyerswerda die ostdeuschen 
Landesregierungen sich nach jedem 
Pogrom zur .Initiiercung von ABM- 
Program-men zur "Besänftigung 
Jugendlicher" (FAZ) veranlaßt sahen. 


. Viel zu einfältig” 

In krassem Widerspruch zur These von 
der gutbegründeten Fremdenfeindlichkeit 
sprachen viele Kommentatoren den 
Jugendlichen Faschisten "rechtes 
Gedankengut" deshalb ab, weil sie für 
sowas "viel zu einfältig" (Hurrelmann, 
SPIEGEL 30/96) seien. Genausogut ließe 
sich behaupten, die Abschaffung des 
Asylrechts hätte keinen politischen 
Hintergrund gehabt, weil Verfassungs- 
richter und Parlamentarier zuvor an ihrer 
eıgenen Propaganda verblödet waren. 
Logisch konsistenter ist dagegen, die 
Taten gegen Deutsche, verübt von beken- 
nenden Faschisten, mit dem Satz herun- 
terzuspielen, sie seien nur "im dumpfen 
Sınn  fremdenfeindlich" (FOCUS). 
Logisch konsistent insofern man ihnen 
ihre Indifferenz bei der Auswahl der 
Opfer vorwirft. 

Besonders irreleitend wird die Be- 
schwichtigung, wenn sie von Wissen- 
schaflern formuliert wird: Soziologe 
Hurrelmann erklärte sich die Gewalt 
damit, daß die ostdeutsche Generation der 
14-20jährigen den Wandel "von einer 
stickigen, brackigen Gesellschaft in eine 
zugige ohne Nischen" nicht verkraftet 
habe. Den Ostdeutschen, die den 
Kapitalismus herbeigesehnt hatten wie 
Kinder den Weihnachtsmann, zu unter- 
stellen, sie könnten sich den Spielregeln 
der freien Marktwirtschaft nicht anpassen, 
impliziert, daß die Westdeutschen diese 
Spielregeln irgendwann ratifiziert hätten. 
Diese Annahme wird aber bei jeder noch 
50 kleinen Krisenerscheinung des kapita- 
listischen Systems ebenso für die 
Besserwessis" dementiert. Solange die 
Deutschen sich als Sieger fühlen, d.h. 
solange die Ausbeutung der jeweiligen 
kapitalistischen Peripherien in vollem 
Schwung ist, mögen sie die Spielregeln 
hochhalten. Wehe aber sie werden selbst 
Opfer der von ihnen sonst gepriesenen 
Marktlogik. Dann wird die Tendenz des 
Kapitals, die Ware Arbeitskraft überflüs- 
SIg zu machen, an Fremden exekutiert. 


Die Kontinuität ım Natıionalcharakter 
liegt eben darin, daß er diese Tendenz ım 
Bewußtsein antızipiert, weil er den öko- 
nomischen Zwang, profitabel zu wirt- 
schaften, als moralische Instanz mit sıch 
herumschleppt. Die Fremdenfeindlich- 
keit, die im Bewußtsein der Deutschen 
ihren ganz klaren Grund' hat, wird dann 
zum überindividuellen Mordmotiv. Zu 
besonders unvermittelten rassistischen 
Entladungen in Form von Anschlägen und 
Verfolgungen wie im Fall Mahlow kommt 
es, wo den Deutschen der Weltmarkt nıcht 
in Form von konsumierbaren fremden 
Waren, sondern in Form der Ware 
"Gastarbeits"-Kraft gegenübertritt. 


"Auf dem flachen Lande" von Mannheim 
his Rostock, von Worms bis Trollhättan 

Reichskriegsflaggen, so alltäglich wie 
Vorgartenzwerge, bei arbeitslosen Hilfs- 
arbeitern so beliebt wie bei Vorstandsvor- 
sitzenden von Aktiengesellschaften, sind 
sie wirklich noch der Rede wert? Helfen 
Jugendzentren? Belegen sie politische 
Motive, die sich vom politischen Hinter- 
grund in der BRD noch abheben? In dem 
mit "Mediengewalt" betitelten Text aus 
dem Feuilleton der FAZ (3.8.96) wird 
letztere Frage jedenfalls verneint. Der 
Umstand, daß deutsche Urlauber - für ıhre 
Militanz gegen die harmloseste 'Ruhe- 
störung' bekannt - sich vom "Sieg heil"- 
Gebrüll "Einheimischer" in den Schlaf 
wiegen lassen, ist der FAZ ein Indiz für 
den unpolitischen Hintergrund eines spä- 
teren "Handgemenges" aufgrund anzüglı- 
cher Sprüche. Dahinter verbirgt sich 
zumindest die rationale Komponente, daß 
Schlägereien zwischen Deutschen, bei 
denen die eine Partei zufällig ihre 
Reichskriegsflagge zu Hause gelassen hat, 
nicht auf politischen Differenzen beruhen 
muß. Zur Motorisierung volksgemein- 
schaftlichen Denkens, Fühlens, Handelns 
gehört bei der FAZ, den noch latenten 
Formen des Hasses auf alles Fremde 
einen gebührenden Platz in der Mitte der 
Gesellschaft zu sichern und die Klage 
über deutsche Opfer rechter Gewalt als 
albern und mimosenhaft zu denunzieren: 
"Das Wort "Handgemenge" klang ver- 
dächtig lahm. (...) Was unter "Angriffen 
auf Urlauber" firmierte, hätte zumeist 
auch als Wirtshausrandale verkauft wer- 
den können. Nur handelte es sich 
gewissermaßen um Freiluftgaststätten, 
Campingplätze genannt. (...) Doch ist die 
Frage erlaubt, ob die Öffentlichkeit künf- 
tig über jede Dämlichkeit informiert wer- 
den muß, die sich auf dem flachen Lande 
zuträgt." 

Wie mit den Gemeinheiten, denen die 
Deutschen in den zugigen Sphären der 
Wertvergesellschaftung ausgeliefert 
waren, verhielt es sich mit der "Fremden- 
feindlichkeit" in Mecklenburg-Vorpom- 
mern. Die Gewalt, der Marginalisierte 
täglich in ganz Deutschland ausgeliefert 
sind, wurde in den von der FAZ denun- 
zierten Medien zum "Thema des Som- 


merlochs", weil Deutsche Opfer waren. 
Anstatt über die Verfassung einer 
Gesellschaft zu diskutieren, die solche 
Menschen pausenlos formt, riefen sie 
nach mehr sozialer Unterstützung. Die 
völkischen Beobachter von FAZ & Co. 
dagegen versuchen diese Jugendlichen, so 
wie sie sind, in die Gesellschaft zu ınte- 
grieren, was impliziert, daß nicht die 
kaputte Jugend sich der Gesellschaft, son- 
dern die Gesellschaft sich der gewaltbe- 
reiten Jugend anpassen muß. 

Die FAZ, das Organ des deutschen 
Kapitals, spürt, daß es für die notwendi- 
gen Umwälzungen der Gesellschaft unter 


- kapitalistischen Produktionsverhältnissen 


nicht hinreicht, Neofaschismus zu ver- 
harmlosen und die ernstgemeinte Diskus- 
sion seiner Ursachen zu kriminalisieren. 
Die Stiefelfaschisten müssen endlich als 
integraler Bestandteil des Volkskörpers 
betrachtet werden. Das Verharmlosen soll 


in Identifikation mit dem Verharmlosten 


münden. Das ist die "Dressur", die das 
deutsche Kapital verordnet. Weil die poli- 
tische Diskussion über Rechtsradikalis- 
mus, sei es auch seine sozialarbeiterische 
Verharmlosung, der Verwertungsmaschi- 
ne schaden könnte, weil sie den Betrieb 
aufhält, läßt es über Rechtsradi-kalismus 
nur noch im Feuilleton schreiben: als 
Medienschelte, als Polemik gegen alle, 
die sich überhaupt noch mit dem Thema 
auseinandersetzen. 

Der FAZ fällt so die Rolle zu, die 
Verharmlosung von Verbrechen, die 
Komplizenschaft von Zeugen, Justiz und 
Polizei und die Verdrängung Ihrer 
Ursachen im Wege der öffentlichen 
Reflexion durch reflexartige Identifikati- 
on zu ersetzen: nicht "die Anderen”, die 
bösen Faschisten, die heruntergekomme- 
ne Jugend, die unter Wendeschock vor 
sich hinsiechende 'Ost-Gesellschaft‘, son- 
dern wir Deutschen ohne Unterschied. K. 
Adam scheut dazu nicht den Vergleich, 
Korporatismus und Uniformierung der 
Täter von heute mit den von Rassen- 
kundlern gezeichneten Gesichtsprofilen 
der Opfer von damals gleichzusetzen: 
"Wie gern hatte man sich die Glatzen 
gegriffen, deren Aussehen und Benehmen 
wie der Schlüssel ins Loch zu passen 
schien. Alle Merkmale waren da beisam- 
men, sie waren jung, kamen aus dem 
Osten und trugen Springerstiefel. So 
etwas wiegt heute fast genauso Schwer 
wie die fliehende Stirn, die gespaltenen 
Schneidezähne und die angewachsenen 
Ohrläppchen von damals, es kennzeichnet 
den geborenen Übeltäter." 


Schlagt die Wertform, 
wo ihr,sie packt, 
zerschlagt den 
deutschen Standortpakt, 


verjagt das 
tleutsche Rassistenpack ! 
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Der Lühecker Brandanschlag als Lehrstück. Wie man einen Täter findet, 
der der nationalen Befindlichkeit zuträglich ist. Eine Rekonstruktion anhand der Ermittlungsakten 


Der Brandanschlag auf die Lübecker 
Flüchtlingsunterkunft in der Hafenstraße 
hat bereits ein. solches mediales Echo 
gefunden, daß ein nochmaliges Aufrollen 
des bisherigen Geschehens kaum erfor- 
derlich scheint. Zweifel an der Täterschaft 
des angeklagten Libanesen Safwan E. 
sind bis in die bürgerlichen Medien vor- 
gedrungen, die Ermittler der Lübecker 
Staatsanwaltschaft (StA) stehen in der 
veröffentlichten Kritik. Nachdem das 
Landgericht Lübeck die Aufhebung des 
Haftbefehls und damit die Freilassung 
von Safwan E. verfügte, meldeten plötz- 
lich auch: diejenigen Bedenken an, die bis 
dato die staatliche Version nur allzu gerne 
kolportiert hatten. Die Ermittler sollen 
schlampig oder einäugig gearbeitet haben, 
sie hätten sich verrannt, wird gemutmaßt. 
Es bestehe die Gefahr, der Anschlag 
könne nicht mehr aufgeklärt werden. 

Der Blickwinkel dieses Artikels soll 
ein anderer sein. Egal wıe der anstehende 
Prozeß gegen Safwan E. letztlich ausgeht, 
egal ob die Täter letztlich noch überführt 
werden. Der bisherige Verlauf des 
Verfahrens genügt, die Ermittler der ver- 
schiedensten kriminellen Delikte zu über- 
führen. Nationalistisch motiviert und im 
Ansatz rassistisch, dabei von der öffentli- 
chen Meinung lange Zeit gedeckt, betrei- 
ben sie Rechtsbeugung, Freiheitsberaub- 
ung, Verfolgung Unschuldiger sowie eine 
Reihe weiterer Taten, die der Katalog des 
Strafgesetzbuches hergibt. Nicht schlam- 
pig, nicht nur einäugig, sondern in der 
Anlage zielgerichtet, wurde Safwan E. 
zum Täter stilisiert, während man gleich- 
zeitig den vier Grevesmühlener- Nazis mit 
allen Mitteln Entlastung verschaffte. Es 
geht also darum, den Blick der Ermittler 
nachzuvollziehen, ihr Vorgehen anhand 
der Ermittlungsakten und _ ihrer 
Presseverlautbarungen zu verfolgen und 
zu entlarven. 


Der Gang der Ereignisse 

In der Nacht vom 17. auf den 
18.1.1996 um 3.42 Uhr geht bei der 
Lübecker Feuerwehr ein Notruf ein. Die 
Flüchtlingsunterkunft in der Lübecker 
Hafenstraße 52 brennt. Die Folgen sınd 
bekannt: Zehn Menschen sterben in den 
Flammen, 38 Menschen werden teilweise 
schwer verletzt. 

Um 3.47 Uhr beobachtet eine 
Polizeistreife, wie drei Personen, Maik 
W., Rene B. und Heiko P. (alle aus 
Grevesmühlen) in unmittelbarer Nähe des 
Brandortes halten und aus ıhrem PKW 
(Wartburg, Kennz. GVM) aussteigen. 
Lediglich die Personalien der drei 
Personen werden festgestellt. Erst gegen 
6.00 Uhr morgens erhält die Kripo den 


Auftrag, den Aufenthaltsort der drei 
Grevesmühlener zu ermitteln, die dem 
äußeren Anschein nach der Skinhead- 
szene zuzurechnen seien. Diese drei sowie 
eine weitere Person (Dirk T.) werden 
schließlich an ihrem Wohnort festgenom- 
men. 

Vor Beginn der Vernehmungen wurden 
mit den Beschuldigten jeweils Vorge- 
spräche geführt, deren Inhalt nicht festge- 
halten ist. Erst danach wurden die weite- 
ren Aussagen protokolliert. Ein unzulässi- 
ges Verfahren, die Ermittler hätten jeweils 
die gesamte Aussage aufnehmen müssen. 
Daß sie es nicht taten, nährt den Verdacht, 
daß bereits im Vorwege eine Bereinigung 
N jeweiligen Aussagen stattgefunden 
1at. 

Auffällig sind auch die häufigen Ände- 
rungen in den Aussagen der Greves- 
mühlener, welche die Ermittler nicht zu 
ırritieren scheinen. Rene B. etwa gibt in 
seiner Schilderung zunächst an, er hätte in 
der Brandnacht auf einem Parkplatz 
gehalten, der nach seiner Ortsbeschrei- 
bung ca. 200 m vom Brandhaus entfernt 
liegt. Dort seien Maik W. und Heiko P. 
ausgestiegen und nach ca. 5 Minuten wie- 
dergekommen. Erst als ihm vorgehalten 
wird, daß der angegebene Parkplatz sich 
ın unmittelbarer Nähe des Brandhauses 
befindet, streitet Rene B. auf einmal ab, 
dort gehalten zu haben. 

Am Ende der Vernehmungen hat sich 
dann die Version herauskristallisiert, die 
die Ermittler schließlich der Presse prä- 
sentieren: Vier Grevesmühlener fahren 
nach Lübeck-Moisling - ca. 5 km entfernt 
vom Brandhaus -, stehlen ein Auto, drei 
fahren mit dem Wartburg weiter, kehren 
später wieder zurück, tanken in Moisling, 
fahren dann zum Bahnhof und schließlich 
zufällig am brennenden Haus in der 
Hafenstraße entlang Richtung 
Grevesmühlen. Der vierte fährt derweil 
mit dem gestohlenen PKW durch Lübeck 
und kommt alleine in Grevesmühlen an. 


"Frische" Verbrennungsspuren 

Drei der vier Festgenommenen, Rene 
B., Dirk T. und Maik W. haben zum 
Zeitpunkt ihrer Festnahme im Bereich des 
Kopfhaares, der Augenbrauen und Wim- 
pern deutlich erkennbare Verbrennungs- 
spuren. Maik W. hat außerdem eine leich- 
te Rötung am Unterarm. Am Abend des 
18.1.96 zwischen 22.00 und 24.00 Uhr 
werden alle vier Festgenommenen ge- 
richtsmedizinisch untersucht, wobei fest- 
gestellt wird, daß es sich um "frische" 
Verbrennungsspuren handele. 

Während der Vernehmungen werden 
Rene B. und Dirk T. laut Vernehmung- 
protokoll überhaupt nicht nach diesen 


Verbrennungen gefragt. Lediglich Maik 
W. wird gebeten, sich hierzu zu äußern. 
Hiermit erreichen die Ungereimtheiten 
des Verfahrens ihren ersten Höhepunkt. 
Die Ermittler messen offenkundig dem 
Umstand, daß drei Tatverdächtige, die in 
der Brandnacht in unmittelbarer Tatort- 
nähe angetroffen werden, frısche Verbren- 
nungsspuren aufweisen, keine besondere 
Bedeutung bei. 

Im Verlauf seiner Vernehmung gibt 
Maik W. an, er habe zusammen mit Dirk 
T. am 14.1.96 einen Hund aus der 
Nachbarschaft mit Haarspray eingesprüht 
und mit einem Feuerzeug den Sprühstrahl 
angezündet, um dem Hund das Fell zu 
versengen. Dabei sei es zu einer Stich- 
flamme gekommen, wodurch er sich die 
Augenbrauen und Teile seines Kopfhaares 
verbrannt habe. Dirk T. könne dies bezeu- 
gen. 

Weitere Nachfragen werden hierzu von 
der Kripo nicht gestellt. Die Obskurität 
dieser Einlassung scheint den Ermittlern 
nicht klar zu sein bzw. sıe haben kein 
Interesse an einer weiteren Aufklärung. 
Wenn schon eine solche Geschichte auf- 
getischt wird, so hätte es doch zumindest 
nahegelegen, Dirk T. als vermeintlichen 
Zeugen hierzu sogleich zu befragen, dem 
Aufenthalt des Hundes nachzugehen 
sowie dessen Halter festzustellen und zu 
der Geschichte zu vernehmen. 

Nichts von dem geschieht. Zu ihren 
Verbrennungen werden Dirk T. und Rene 
B. erst am 3.4.96 befragt. Zu diesem 
Zeitpunkt waren diese Verbrennungen 
durch Presseveröffentlichungen bekannt 
geworden. Es war offenkundig der Kritik 
an der Nichtbeachtung dieses Verdachts- 
moments geschuldet, daß die Ermittler 
überhaupt reagierten. 

Rene B. gibt an, Anfang Januar 96 habe 
er Benzin aus dem Mokick eines Freundes 
abgezapft. Dann leuchtete er mit dem 
Feuerzeug, um zu sehen, wie das Benzin 
in den Kanister läuft. Hierbei sei eine 
Stichflamme entstanden, die ihm die 
Haare versengt habe. Die vernehmenden 
Kripobeamten stellen ihm keinerlei Nach- 
fragen zu dieser mindestens ebenso un- 
glaubhaften Geschichte. 

Dirk T. schließlich kann sich nicht 
mehr daran erinnern, wobei er seine Haare 
versengt habe. Es sei möglich, erklärt er, 
dal dies beim Anheizen seines Ofens pas- 
siert sei. Weiter erklärt T., an einen 
Vorfall, bei dem Maik W. einen Hund 
angesteckt habe, könne er sich nicht erin- 
nern. Tierquälerei wäre das letzte, was er 
machen würde. 

Mit diesen Aussagen stand fest, daß 
Maik W.s Einlassung nicht durch den ver- 


meintlichen Zeugen Dirk T. bestätigt 
wurde und Rene B. ein Ereignis be- 
schreibt, das Wochen zurückgelegen 
haben soll. Trotzdem kein Zweifel der 
StA an der Richtigkeit ihrer Ermittlungen. 

In ihrem Einstellungsbescheid vom 
8.5.96 heißt es: "Diese Veränderungen 
sind frisch, das heißt, daß die versengten 
und gekräuselten Haarenden, die sehr 
brüchig sind, noch deutlich nachweisbar 
sind. Zwar wirkt diese Feststellung merk- 
würdig, andererseits liefert der Beschul- 
digte W. eine durchaus plausible 
Erklärung für die bei ihm verbrannten 
Haare ... T. bestätigt dies in seiner 
Nachvernehmung vom 3.4.96 zwar nicht. 
Er kann sich seine Versengungen nicht 
erklären; an den von W. geschilderten 
Vorfall erinnert er sich nicht. Allerdings 
gibt auch der Beschuldigte B. eine 
Erklärung ab, ... die nicht zu widerlegen 
ist." 

Der Wortlaut des Einstellungsbeschei- 
des spricht für sich. Den Ermittlern kann 
man offensichtlich alles erzählen, weil 
ihnen jede Erklärung recht ist. 

Es stellt sich die Frage, warum dem 
Alter der Verbrennungen auch zu diesem 
Zeitpunkt keine Bedeutung beigemessen 
wurde, obwohl der Gerichtsmediziner die 
Spuren bereits bei seiner ersten Uhnter- 
suchung am 18.1. als "frisch" bezeichnet 
hatte.- Erst am 1.7.96 kommt das 
Jugendgericht auf die Idee, ein Gutachten 
über die Frage einzuholen, was das Wort 
"frisch" im Hinblick auf die Verbren- 
nungsspuren der 3 Grevesmühlener be- 
deute. Der Gerichtsmediziner kommt zu 
der eindeutigen Aussage, "frisch" bedeu- 
te: maximal 24 Stunden alt. 

Das bedeutet: Frühester Zeitpunkt, an 
dem die Grevesmühlener sich ihre 
Verbrennungen hätten zugezogen haben 
können, ist der Abend des 17.1.96 ab 
22.00 Uhr gewesen. Die Verbrennungen 
stammen also definitiv aus der Brand- 
nacht. Damit sind deren Einlassungen 
Ohne jeden Zweifel widerlegt. Die StA 
verbreitet hingegen als Presseerklärung 
nach Veröffentlichung des Unter- 
Suchungsergebnisses durch die Medien: 
"Die Staatsanwaltschaft hat bei ihren 
Überlegungen durchaus berücksichtigt, 
daß die als "frisch" bezeichneten 
Versengungen innerhalb der jetzt genann- 
ten Zeitspanne entstanden sein könnten. 
Bei der vorzunehmenden Gesamtschau 
des Ermittlungsergebnisses führt dieser 
Umstand allein jedoch zu keinem 
Tatnachweis, die Präzisierung des rechts- 
medizinischen Gutachtens mithin zu kei- 
ner Anderung der bisherigen Bewertung." 

Die StA steht im Regen, doch es ist ihr 
egal, ob sie naß wird. Sie vertraut offenbar 
weıter auf die Autoritätsgläubigkeit der 
Bevölkerung und den nationalen Kon- 
sens, dem ihre dreiste Rechtfertigung 
geschuldet ist. Ja, sie liefern den Greves- 
mühlenern sogar noch eine neue Version, 
auf die jene bis dato noch gar nicht ge- 
kommen waren. So heißt es im Einstel- 


lungsbescheid weiter: "Möglicherweise 
rühren die Versengungen der 3 
Beschuldigten auch daher, daß sie gestoh- 
lene Fahrzeuge ansteckten, nachdem diese 
ausgeschlachtet worden sind." 

Welche Eingebung der Staatsanwalt- 
schaft zu dieser Mutmaßung verhalf, 
bleibt rätselhaft. Vielleicht gibt gerade 
diese Bemerkung aber auch einen 
Hinweis auf die Art und Weise, wie die 
Einlassungen der 4 Grevesmühlener über- 
haupt entstanden sind. Soweit die vier, 
nicht gerade mit einem Übermaß an 
Verstand gesegnet, nicht von selbst darauf 
kommen, hilft man eben ein wenig nach. 
Schließlich aber käme selbst diese 
Ausrede nicht zum Tragen. Sie müßten ja 
schon in der Brandnacht Autos abge- 
fackelt haben. Merkwürdige Mutmaßung, 
geht doch die StA selbst davon aus, daß 
sie die ganze Nacht auf Diebestour waren. 

Um die Angelegenheit zu krönen, 
befindet sich die StA seit einiger Zeit auf 
der Suche nach einem verbrannten Auto, 
das sie wohl gerne als Beleg für ihre 
Hilfsthese präsentieren möchte - wohlge- 
merkt, ohne daß die Grevesmühlener 
selbst auf diese Idee gekommen sind. 
Letztlich kam es der StA aber nie darauf 
an, mit welchen Ausreden die Greves- 
mühlener im Laufe der Ermittlungen auf- 
warteten. Ihre Entscheidung, diese zu ent- 
lasten, fiel zu einem viel früheren 
Zeitpunkt. 


Das Alibi-Konstrukt 

Bereits in der Nacht vom 18. auf den 
19.1.96 legte die StA fest: Die 
Grevemühlener dürfen es nicht gewesen 
sein. Nennenswerte Ermittlungen gegen 
diese wurden seitdem nicht mehr geführt. 
Die vier Grevesmühlener werden am 
19.1.96 vormittags entlassen. Ein 
Tatverdacht gegen sie bestehe nicht mehr. 

Bemerkenswert, daß die StA nach 
kaum 24-stündigen Ermittlungen behaup- 
ten kann, die Grevesmühlener hätten ein 
Alibi für den Tatzeitpunkt. Im Einstel- 
lungsbescheid heißt es hierzu später: "Die 
Beschuldigten W., P., und B. kamen erst 
zu einem Zeitpunkt in die Neue 
Hafenstraße 52, ... als der Brand dort 
bereits ausgebrochen war." 

Die StA behauptet, daß die drei 
Grevesmühlener an einer Tankstelle in 
Lübeck-Moisling (ca. 5 km vom Brandort 
entfernt) tankten, dann zum Bahnhof fuh- 
ren und erst um 3.45 Uhr am bereits bren- 
nenden Haus ankamen. Sie hätten in die- 
sem kurzen Zeitraum den Brand nicht 


legen können. An jener Tankstelle sei ihr . 


Wagen (!) noch um 3.30 Uhr von einer 
Polizeistreife gesehen worden. Der 
Tankwart bestätigt, in jener Nacht hätten 3 
Personen mit einem Wartburg bei ihm 
getankt, der Kassenbon weist 3.19 Uhr für 
den Tankvorgang aus. 

Ob diese Angaben zutreffen, mag da- 
hinstehen. Bis dato hat nie eine Gegen- 
überstellung der Grevesmühlener mit dem 
Tankwart oder den Polizisten stattgefun- 


den. Auch die Zeiteinstellung der Kas- 
senuhr wurde nicht überprüft. Bis zur 
Entlassung der vier Grevesmühlener hatte 
die Staatsanwaltschaft als Anhaltspunkt 
für ein mögliches Alıbi also nicht mehr als 
den Bericht der Polizeistreife und die 
Aussage des Tankwarts. Für ıhr Konstrukt 
genügte ihr dies jedoch. 

Die entscheidende Frage, ob die Gre- 
vesmühlener zu einem früheren Zeitpunkt 
schon einmal in der Hafenstraße waren, 
um den Brand zu legen, zogen die 
Ermittler gar nicht in Erwägung, obwohl 
sich die Strecke vom Brandhaus bıs zur 
Tankstelle nachts in weniger als 10 
Minuten zurücklegen läßt. Bei einer 
Brandlegung um spätestens 3.10 Uhr wäre 
es also ohne weiteres möglich gewesen, 
den Brandort zu verlassen, zur Tankstelle 
zu fahren und um 3.19 Uhr dort zu tanken 
und hinterher noch einmal zum Tatort 
zurückzukehren. 

Für Dirk T. gelten diese zeitlichen 
Vorgaben ohnehin überhaupt nicht. Er war 
nach seiner eigenen Aussage sowie nach 
den hierin übereinstimmenden Angaben 
der anderen Grevesmühlener alleine mit 
einem zuvor gestohlenen PKW in Lübeck 
unterwegs. Ihn hat niemand unterwegs 
gesehen, er will um 4.00 Uhr morgens 
wieder in Grevesmühlen gewesen sein, 
hatte also genügend Zeit, den Brand zu 
legen und dann zurückzufahren. 

Die Brandausbruchszeit steht bis heute 
nicht fest. In der Anklageschrift heißt es: 
"Mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit ist jedoch aufgrund der 
möglichen Feststellungen davon auszuge- 
hen, daß der Brand nach 3.00 Uhr, wahr- 
scheinlich gegen 3.30 Uhr oder geraume 
Zeit zuvor ausgebrochen ist." Dies läßt 
alles offen, der Brand kann ohne weiteres 
zwischen 3.00 Uhr und 3.10 Uhr gelegt 
worden sein. Wo sich die Grevesmühlener 
in diesem Zeitraum befanden, ist bis heute 
nicht geklärt. 

_ Bemerkenswert ist hierbei weiter, daß 
die StA das Alibi-Konstrukt schon zu 
eınem Zeitpunkt ihrer Entscheidung 
zugrundelegte und präsentierte, als über- 
haupt noch keine Feststellungen zur Aus- 
bruchszeit des Brandes getroffen waren. 
In ihrer Pressekonferenz vom 19.1.96 
erklärte die StA, der Brand sei um 3.30 
Uhr ausgebrochen. Woher sie diese Weis- 
heit hatte, bleibt rätselhaft. Es gab bis dato 
allenfalls einige sich widersprechende 
Zeugenaussagen, wann denn erstmals 
Rauch bzw. Feuer im Haus wahrgenom- 
men wurde. Eine definitive Angabe, wann 
denn der Brand gelegt wurde, existierte 
tatsächlich nicht. 

Bereits zu diesem Zeitpunkt sprach 
alles für eine Täterschaft der Greves- 
mühlener, dagegen allenfalls ihre eigenen 
Einlassungen. Ein Alibi hat es nie gege- 
ben, es gibt bis heute keins. Die Ermittler 
haben dieses konstruiert und mit einigen 
mageren Anhaltspunkten abgesichert. 


Die nationale Entlastung 


Erklärbar ist das Verhalten der 
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Ermittler somit nicht juristisch, sondern 
nur politisch. Der Wunsch, den Brand in 
Lübeck nicht wieder rechten deutschen 
Tätern zuschreiben zu müssen, wuchs, je 
mehr sich abzeichnete, daß die zuletzt mit 
den Feiern zum 8. Mai 1995 wiederer- 
langte internationale Reputation Deutsch- 
lands erneut in Frage gestellt wurde. 
Angesichts des bevorstehenden ersten 
Auschwitz-Gedenktages konnte und woll- 
te sich das national gesonnene Deutsch- 
land keinen erneuten rassıstischen 
Anschlag leisten. Die vier Grevesmüh- 
lener mußten im übergeordneten Interesse 
freigelassen werden, das Alıbikonstrukt 
war ein nationaler Reinigungsakt. Man 
hatte ja scheinbar getan, was man konnte, 
bloß nachzuweisen war eben nichts. 
Spekulation wird bleiben, ob die örtli- 
che Anwesenheit vor allem ausländischer 
Presse die Lübecker Staatsanwaltschaft so 
sehr erschreckte, daß ıhr nationaler 
Instinkt von selbst in Richtung Entlastung 
der 4 Nazis führte, oder ob nicht durch 
indirekte Anweisungen bzw. mit weitrei- 
chender Rückendeckung von oben das 
Interesse artikuliert wurde, doch bitte 
andere Täter oder gar einen technischen 
Defekt als Brandursache auszumachen. 


Das Himmelsgeschenk 

Jedenfalls war es für dıe Ermittler ein 
Geschenk des Himmels, wenn nicht mehr, 
daß sich nur wenige Stunden nach der 
Entlassung der vier Grevesmühlener ein 
Tatverdächtiger fand, der die Entlastung 
des deutschen Kollektivs einfach groß- 
artig beförderte. Die Aussage eines deut- 
schen Rettungssanitäters hätte zu keinem 
besseren Zeitpunkt erfolgen können. Ein 
Opfer des Brandes, den Libanesen Safwan 
E., als Täter zu präsentieren, bot sich als 
ideale Lösung des Dilemmas der Ermittler 
an. Man hatte einen Ermittlungserfolg 
vorzuweisen und den gegen Deutschland 


gerichteten Rassismusvorwurf abge- 
blockt. 
Das Tatkonstrukt 


Im Verlauf der Konstruktion der 
Täterschaft E.s wird deutlich, wie wenig 
plausible Aussagen vieler Nichtdeutscher 
und empirische objektive Belege im 
Vergleich zu der Zeugenaussage eines 
Deutschen, des Sanitäters L., wert sind. 
Ungeachtet sich fortwährend ändernder 
Angaben, trotz zunehmender Wider- 
sprüche, nimmt die StA die Aussage L.s 
als Ausgangspunkt, von dem aus sie alle 
ihre im nachhinein vorgelegten "Be- 
weise" gruppiert und erfindet. 

Ausgangspunkt ist die Aussage des 
Rettungssanitäters Jens L. vom 19.1.1996. 
Dieser war als ehrenamtlicher Rot-Kreuz- 
helfer in der Brandnacht im Einsatz. Bei 
seiner ersten Vernehmung gab er an, daß 
er den an den Ohren brandverletzten 
Safwan E. auf dem Weg ins Krankenhaus 
im Rettungsbus behandelt habe. Während 
der Behandlung soll Safwan E. ihm 
gegenüber folgende Aussage gemacht 


haben: "Wir warns". Daraufhin will L. 
sich neben Safwan E. hingesetzt und 
gesagt haben: "Sowas sagt man doch 
nicht, wie kommst du darauf ? Das kann 
einen doch Kopf und Kragen kosten, so- 
was sagt man doch nicht ohne weiteres." 
Ungefragt soll L. dann offenbart haben, 
daß sie Streit mit einem Familienvater 
gehabt hätten. Weiter habe Safwan E. 
wörtlich gesagt: "Wir wollten uns dafür 
rächen. Und dann haben wir Benzin an die 
Tür gekippt, angezündet und dann ist das 
brennend die Treppe runtergelaufen und 
mit einem Mal stand die Treppe in 
Flammen." 

Die StA stilisierte L. mit seiner 
Aussage zum Kronzeugen. Doch damit 
nicht genug, erfand sie weitere 
Tatumstände, die sie in ihrer Pressekon- 
ferenz vom 20.1.96 zum besten gab und 
die im Haftbefehl vom selben Tag enthal- 
ten sind. Sie warf Safwan vor, sich am 
18.1. gegen 3.30 Uhr zu der im ersten 
Stock des Hauses Hafenstraße 52 gelege- 
nen Wohnung des Gustave S. begeben zu 
haben. "Der Beschul-digte, der Streit mit 
dem Gustave S., dem Familienvater der 
dort wohnenden Fa-milie hatte, goß 
sodann, um sich an ihm zu rächen, unter 
Ausnutzung seiner Arg- und 
Wehrlosigkeit, zusammen mit bislang 
nıcht ermittelten Mittätern, Benzin an die 
Wohnungstür des S." 

In der Pressekonferenz behauptete 
Staatsanwalt Schultz, daß Safwan E. 
gegenüber L. Wissen mitgeteilt habe, über 
das nur ein Täter oder Tatbeteiligter verfü- 
gen könne. Er habe den Ort des Brand- 
ausbruchs, der den Ermittlern bis dato 
nicht bekannt gewesen sein kann, genau 
bezeichnet. L. hatte jedoch den ersten 
Stock - und damit den von der StA postu- 
lierten Tatort - nie erwähnt. Schulz hatte 
also gelogen. Dessen ungeachtet erließ 
Amtsrichter Pohlenz den Haftbefehl und 
bestätigte gar am 10.4.96 die Fortdauer 
der Haft mit der erfundenen Begründung, 
Safwan E. habe gegenüber L. vom ersten 
Stock gesprochen. 

Nachdem Gustave S. von der Behaup- 
tung der StA erfuhr, versicherte er ım 
Fernsehen, mit Safwan keinerlei Streit 
gehabt zu haben, außerdem sei er kein 
Familienvater, sondern der Cousin einer 
im 1. Stock wohnenden Frau. Bei dieser 
Aussage bleibt S. in allen folgenden 
Vernehmungen. Die Ermittler wurden 
nervös und verhängten eine Nachrichten- 
Sperre. 

Damit fielen zwei wesentliche Be- 
standteile des Konstrukts der StA in sich 
zusammen, kaum daß sie Öffentlich ge- 
macht wurden. Es gab kein Täterwissen 
hinsichtlich des Tatorts, keinen Streit, 
noch nicht einmal einen Familienvater 
und folglich kein Motiv für eine Brand- 
stiftung durch Safwan E. 


Das "Geständnis" 
Rekonstruiert man anhand der ver- 
schiedenen Zeugenaussagen das Gespräch 


zwischen Safwan E. und L., so läßt sich 
ein Sachverhalt hinter den Worten Safwan 
E.s vermuten, der vıelmehr in die 
Richtung eines Anschlags von außen deu- 
tet: Bereits wenige Stunden nach dem 
Brand wurde Safwan E., noch als Zeuge 
geladen, von der StA befragt. Er wies 
dabei auf eine Beobachtung hin, die sein 
Vater in der Brandnacht machte. Dieser 
habe vor dem Auslösen des Feueralarms 
ein Quietschen der eisernen Gartenpforte 
vor dem Haus vernommen. Daraufhin 
habe der Vater im Hausflur einen Knall 
bzw. einen "Bumm" gehört, sei daraufhin 
aufgestanden, habe aus dem Fenster 
geschaut und aus dem Bereich des hölzer- 
nen Eingangs Flammen gesehen. 

Während seiner Nachvernehmungen 
am 19. und 20.1., als ihm die Aussage des 
L. vorgehalten wurde, präzisierte Safwan 
E. die Aussage seines Vaters. Dieser habe 
ihm, aus den Flammen gerettet, erzählt, 
daß "die das gemacht haben" und "die uns 
die Treppe zuerst verbrannt haben, damit 
wir nicht runterlaufen können". Seine 
Beobachtung hatte Safwan E.s Vater 
bereits am 18.1. in einer Vernehmung mit- 
geteilt. 

So erscheint plausibel, was Safwan E. 
in seiner Vernehmung am 20.1. zu 
Protokoll gab. Er habe zu L. gesagt: "Die 
haben das gemacht. Die haben zuerst die 
Treppe verbrannt, damit wir nicht runter- 
gehen können." L. habe ıhn dann gefragt, 
wie.man so etwas machen könne, worauf- 
hin Safwan antwortete: "Mein Vater hat 
diese Bum gehört und die Tür". Der 
Sanitäter habe seine Aussage mit dem 
Kommentar versehen "Dann war das 
bestimmt ein Molotowcocktail" und sei 
weiter zum nächsten Patienten gegangen. 

Daß dann aus der Beobachtungsmit- 
teilung des Vaters durch Safwan und dem 
"die haben das gemacht" ein "wir warn’s" 
wurde, ist entweder mit einem akusti- 
schen Mißverständnis des Sanitäters 
erklärlich oder zeugt für eine ausgeprägte 
Phantasie, die Aussage Safwans auszu- 
schmücken, umzudeuten, um sich 
anschlißend als wichtiger Zeuge der 
Anklage zu präsentieren. 


Der Kronzeuge 

Widersprechen sich bereits die 
Darstellungen des zwischen Safwan und 
L. Gesprochenen, so begibt sich L. selbst 
während seiner 5 Befragungen in ständige 
Widersprüche und ändert seine Aussagen. 

L. behauptet, sich im Bus aus- 
schließlich gegenüber einer anderen 
Sanitäterin über die Aussage Safwans 
geäußert zu haben. Erst am 19.1. habe er 
dann seinem Freund. Matthias H. über 
Safwan E.s angebliche Äußerung berich- 
tet, bevor er bei der Kripo seine Aussage 
machte. H. bestreitet dies in mehreren 
Vernehmungen, er gibt an, L. habe ihm 
noch am Brandort vor der Abfahrt des 
Busses, jedenfalls noch am Brandtag, dem 
18. 1., vor 7.30 Uhr von der Äußerung 
Safwans erzählt. In einer späteren Ver- 


nehmung hält L. zunächst an seiner ur- 
sprünglichen Aussage fest. Auf Vorhalt 
der Aussage H.s hält er es dann doch für 
möglich, H. noch am Brandtag, vor 7.30 
Uhr, von der Aussage Safwans erzählt zu 
haben. 

Daß er außerdem noch seinem 
Einsatzleiter am Brandort nach seiner 
Rückkehr vom Priwallkrankenhaus von 
dem Gespräch mit Safwan erzählt habe, 
streitet er kategorisch ab, obwohl jener 
dies in seiner Zeugenvernehmung angab. 

Weiter bestreitet L. den Wortgehalt sei- 
ner Außerung gegenüber der zweiten 
Sanitäterin im Bus, der er dort noch die 
Offenbarung Safwans mitteilte. Nach 
ihrer Aussage gab er die Worte Safwans 
wie folgt wieder: "Wir es waren, wir 
haben Benzin in die Flasche getan und bei 
jemand an die Tür geworfen. Wir haben 
unsere Ireppe abgebrannt." In den 
Aussagen L.s wird hingegen kein einziges 
Mal von einer Flasche gesprochen, viel- 
mehr streitet er ab, die Version mit der 
Flasche Dritten überhaupt erzählt zu 
haben. Die Sanitäterin ist sich aber über 
die Erwähnung der Flasche auch in ihrer 
zweiten Befragung sicher. Auch der 
Einsatzleiter erinnert sich, daß L. ihm von 
einer Flasche, aus der Benzin gegossen 
worden sei, erzählt habe. 

Es zeigt sich, daß L. seine Aussagen 
nur in ihrem belastenden Kern, der von 
Dritten nicht überprüfbar ist, immer wie- 
der gleich darstellt, aber nicht die sonsti- 
gen Umstände: immer dann, wenn der 
Wahrheitsgehalt seiner Aussage von Drit- 
ten bestätigt werden soll, treten Zweifel 
und Widersprüche auf. 

Stutzig macht natürlich auch, daß L. 
sich erst am 19.1.96 an die Polizei wand- 
te, nachdem H. diese über die Bekundun- 
gen seines Kollegen informiert hatte. Zu 
diesem Zeitpunkt waren die Greves- 
mühlener bereits entlassen, wovon L. aus 
dem Radio erfahren haben will. Zudem 
war bereits eine Belohnung von 50.000,- 
DM ausgesetzt worden. Traute L. seiner 
eigenen Aussagegeschichte nicht, wollte 
er sich die Belohnung sichern oder fühlte 
er sich durch von außen auf ihn ausgeüb- 
ten Druck veranlaßt, sich in den Dienst 
des nationalen Projekts zu stellen? 

Überprüft man weiterhin den Gehalt 
der Zeugenaussage des Jens L., so fällt 
auf, daß das von der StA in die Aussage 
gedeutete "Täterwissen" auf keinen Fall 
dem wahren Brandverlauf, den örtlichen 
Gegebenheiten und dem Motivhinter- 
grund entspricht. 


Der Tatort 

Motiv der StA bei der Suche nach dem 
Tatort war, einen Brandanschlag von 
außen auszuschließen. Deshalb sollte der 
Brandausbruchsort im Innern liegen und 
nur für Hausbewohner zugänglich sein. 
Das Haus sollte deshalb zum Tatzeitpunkt 
für Dritte nicht betretbar gewesen sein. 
Die Möglichkeit, daß in einem offenen 
Haus von Dritten auch in einem 


Obergeschoß Feuer gelegt worden sein 
könnte, schloß dıe StA erst gar nicht in 
ihre Überlegungen mit ein. 

Folgen wir zunächst der Version der 
StA, der Brand sei ım ersten Stock ausge- 
brochen. 

Ausgangs- und einziger Anhaltspunkt 
der StA hiefür ist die Aussage L.s, daß 
"Benzin die Treppe runtergelaufen sei". 
Also, so folgerten die Ermittler offenbar, 
müsse der Brand ın einem der oberen 
Stockwerke ausgebrochen sein. Tatsäch- 
lich hätte jedes Stockwerk in Betracht 
kommen können, da selbst zur Hausein- 
gangstür eine Treppe führt. 

Da die StA aber im ersten Stock 
zunächst den vermeintlichen "Familıien- 
vater" verortete, kam nur diese erste Etage 
als Brandausbruchsort ın Frage. Obwohl 
sich im 1. Stock letztlich überhaupt kein 
Familienvater befand, hielten die 
Ermittler an ihrer Hypothese fest. 

Auch der Umstand, daß der Flur zwi- 
schen der vermeintlichen Tür und der 
Treppe kein Abwärtsgefälle, sondern eine 
Steigung von 12 cm zur Treppe hin auf- 
weist, scheint die StA nicht zu stören. Das 
Benzin, welches Safwan angeblich vor 
der Tür des "Familienvaters" im ersten 
Stock ausgeschüttet haben soll, hätte also 
erst bergauf und dann "brennend die 
Treppe runterlaufen" müssen. 

Um den Brandausbruch im ersten 
Stock mit brandtechnischen Belegen zu 
untermauern, mußte eine besonders starke 
Brandzehrung am inkriminierten Tatort 
im Fußboden nachgewiesen werden. 
Dazu stellte die StA zunächst die 
Behauptung auf, dal sie die Fußboden- 
platte vor der Tür im ersten Stock unter- 
sucht und eindeutig nachgewiesen haben 
will, daß diese extreme Brandzehrungen 
aufweise. Die am Brandort aufgenomme- 
nen Videos der Brandermittler zeigen 
jedoch diese Fußbodenplatte am "Tatort" 
als relativ unbeschädigt. Merkwürdiger- 
weise wurde ausgerechnet dieses ver- 
meintlich so wichtige Beweismittel 
"Fußbodenplatte" vom LKA-Sachver- 
ständigen mit der Begründung weggewor- 
fen, es sei eben nicht beweiserheblich. 

Statt die Aussagen von Hausbewoh- 
nern zu berücksichtigen, die die Version 
eines Anschlags von außen bestätigen, 
setzte die StA alle Hebel in Bewegung, ihr 
Evangelium des Tathergangs mit ver- 
meintlichen objektiven Belegen zu unter- 
mauern. Sie ignoriert die Festsstellungen 
des Brandsachverständigen Dr. Achilles, 


der die stärksten Brandzehrun-gen im 


Vorbau des Hauses verortet hatte. Dies 
deutet auf eine Brandlegung im Vorbau 
hin, von dem aus sich das Feuer vermut- 
lich in die oberen Etagen vorarbeitete. 


Verschlossene Türen ? 

Bei der Begehung des Brandorts durch 
den Achilles konnte dieser nachweisen, 
daß eine Fensterscheibe im Vorbau des 
Hauses nach innen zerborsten war. D.h. 
diese muß von außen vor dem Brand ein- 


geworfen worden sein, da während eines 
Brandes aufgrund von Hitze und 
Luftdruck Fensterscheiben nach außen 
zerbersten und nicht nach innen. Dies 
deckt sich mit den Aussagen des Vaters 
von Safwan E., vor Ausbruch des Brandes 
ein Klirren und anschließend einen Knall 
vernommen zu haben. 

Außerdem stellte Achilles fest, daß die- 
ses Fenster nicht verschlossen und pro- 
blemlos von außen zu öffnen war. D.h. in 
doppelter Hinsicht kommt die Version der 
StA nicht mehr in Frage: Sowohl ein 
Zugang Dritter durch das offene Fenster 
war möglich, als auch der Wurf eines 
Molotowcocktail durch diese Scheibe. 

Einen weiteren Schritt zur Stützung 
ihrer Konstruktion unternahm die StA, 
indem sie die Öffentlichkeit mit der 
Behauptung des verschlossenen Hauses 
täuschte. Die angeblich von ihr asservier- 
te "Türfalle", die dies belegen sollte, fehlt 
nun aber im asservierten "Türschloß". 
Aber selbst bei vorhandener Türfalle 
könnte nicht belegt werden, daß die Tür 
tatsächlich verschlossen war. Insbeson- 
dere geübte Autoknacker könnten diese 
selbst dann geöffnet haben, wenn die Tür 
verriegelt gewesen wäre. 

Die Frage, ob das Haus verschlossen 
war oder nicht, ist von der StA nie tatsäch- 
lich untersucht worden. D.h. sie behaupte- 
te ohne irgendwelche Anhaltspunkte die 
Version des verschlossenen Hauses. Erst 
im Juli stellte die StA den Antrag an das 
Gericht, zu untersuchen, ob das Haus für 
Dritte von außen zugänglich gewesen sein 
könnte. 


Benzin, Steine und 
was sonst noch alles brennt 

Auch die Behauptung L.s, Safwan 
habe von "Benzin" gesprochen, das er vor 
eine Tür geschüttet habe und das dann 
brennend eine nachweislich steinerne 
Treppe hinabfloß, korrigierte L. entspre- 
chend dem jeweiligen Ermittlungsstand. 
Denn trotz aufwendigster und modernster 
Nachweisverfahren konnte die Kripo am 
Brandort und an der Kleidung Safwans 
keinerlei Rückstände von Benzin oder 
sonstigen Brandbeschleunigern nachwei- 
sen. 

Um sicherzugehen, daß ihr negatives 
Untersuchungsergebnis nun nicht als 
Entlastung für Safwan gewertet werden 
könne, weil er somit kein Täterwissen 
preisgegeben haben kann, warf die StA 
zwei Rettungsanker: Zum einen behauptet 
sie, daß durch die großen Brandzehrungen 
sämtliche Rückstände von Brandbe- 
schleunigern aufgebraucht worden seien. 
Dies scheint aber wenig plausibel, da im 
ersten Stock eben nicht die stärksten 
Brandzehrungen belegt wurden. Zum 
anderen unterstellt die StA, daß auch 
andere Brandbeschleuniger als Benzin 
benutzt worden sein könnten, die nicht 
nachgewiesen werden können. 

In seiner zweiten Befragung am 22.1. 
spricht L. noch von "Benzin, Öl oder Sprit 
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oder etwas anderem", das verschüttet 
worden sein soll. Am 5.7. konnte L. sich 
schließlich nur noch unpräzise erinnern, 
daß Safwan von "irgendeiner brennbaren 
Flüssigkeit" gesprochen habe. Somit 
stützt L. wiederum das Vorgehen der 
Ermittler, die die Art des Brandbeschleu- 
nigers offen lassen müssen, um ihre 
Hypothese wenigstens im Ansatz zu ret- 
ten. | 
Ähnliches gilt auch für die "Flasche", 
aus der Safwan Benzin vergossen haben 
soll (s.o.). Auch hier ließ die StA in auf- 
wendigsten Verfahren nach Glasspuren 
am angeblichen Tatort forschen. Ohne 
Erfolg, deshalb ließ ihr Interesse auch 
schlagartig nach, hier die Aussagen L.s 
und der Mithörer seiner Story auf ihren 
Wahrheitsgehalt hın zu überprüfen. 


Kein Motiv 

Auch an anderen Punkten wird deut- 
lich, wie sich die Aussagen L.s dem jewei- 
ligen Stand der Ermittlungen anpaßten 
bzw. an welchen Punkten man ihn "bewo- 
gen" haben könnte, Modifikationen seiner 
Aussage vorzunehmen, um sie noch als 
"wahr" präsentieren zu können. Vor allem 
das von Jens L. behauptete Tatmotiv 
konnte die StA nicht verifizieren, da alle 
in Frage kommenden Personen einen 
Streit mit Safwan abstreiten. 

Nachdem in den Medien über die 
Aussage Gustave S.s (kein Streit und kein 
Familienvater, s.o.) berichtet worden war, 
korrigierte sich L., Safwan habe als Motiv 
einen "Streit mit Bewohnern" angegeben. 
Am 5.7.1996 korrigiert er dies wiederum 
damit, Safwan habe von einem Streit mit 
einer "männlichen Person" als Motiv 
gesprochen. 


Die Staatsanwaltschaft 
hilft sich selbst 

Nachdem Gustave S. nicht mehr als 
Ziel eines Anschlags ın Frage kam, mach- 
te sich die StA selbst auf die Motivsuche. 
Dabei offenbarte sıe, daß sie nicht nur alle 
Hebel in Bewegung setzte, ihr Konstrukt 
mit "harten" Fakten zu untermauern, son- 
dern durchaus rassistische Denkstereo- 
typen ihre Tätersuche beherrschen. Um 
ein nicht vorhandenes Tatmotiv herbeizu- 
zaubern, malte sie in völkisch durchtrie- 
bener Phantasie das Zusammenleben der 
Bewohner aufgrund ihrer unterschiedli- 
chen regionalen Herkunft in den schlimm- 
sten Farben aus. Sie unterstellte den 
Opfern, Prostitution zu betreiben, Kinder- 
pornos zu produzieren und illegal mit 
PKWs zu handeln, was alles zusammen 
ausreichend Anlaß zu gegenseitigem 
Mißtrauen, Mißgunst, Haß und Streit 
gegeben haben soll. 

Hatte die Kripo bis zum 19.1. sämtli- 
che Hausbewohner zu den Ereignissen 
noch als Zeugen befragt, vernahm sie sie 
nun als potentielle Mittäter von Safwan E. 
Sie sollten zu weiteren Kronzeugen der 
Anklage werden, indem sie die von der 
StA behaupteten Streitigkeiten innerhalb 


des Hauses bestätigen. Die StA machte 
den Bewohnern beispielsweise falsche 
Vorhaltungen, um ihnen Aussagen in den 
Mund zu legen, die Eifersucht als 
Tatmotiv Safwans bestätigen sollten. Daß 
diese Rechnung der StA nicht aufging, 
wurde von den Überlebenden, die zum 
Teil ihre Familien im Brand verloren hat- 
ten, eindrucksvoll demonstriert. Trotz 
räumlicher Enge und unterschiedlicher 
Einstellungen haben ihren Aussagen 


zufolge alle Bewohner solidarisch mitein- 


ander zusammengewohnt, sich gegensei- 
tig respekiert und geschätzt. 

Nachdem die StA auch. bei der 
Motivsuche erfolglos blieb, ließ sie offen, 
ob Safwan E. überhaupt Streit mit irgend- 
jemand hatte und falls ja, mit welcher 
Person. Um sich nicht ganz. ihres 
Fanatismus zu entblößen, änderte sie den 
Tatvorwurf des Mordes in den der beson- 
ders schweren Brandstiftung. 


Was bleibt > 

Trotz aller Widersprüchlichkeiten in 
den Aussagen von L. bescheinigt die StA 
diesem noch immer eine "unneinge- 
schränkte Glaubwürdigkeit". Seine 
Aussage bildete den Kern des Konstrukts, 
daß Safwan in seiner "Offenbarung" 
"Täterwissen" preisgegeben habe. Ob- 
wohl alle Fakten gegen diese Behauptung 
sprechen, unterstellt die StA noch immer, 
daß es sich bei den Äußerungen Safwans 
um Täterwissen handeln "könne", er mög- 
licherweise aber auch nur Schlußfolge- 
rungen aus dem weiteren Brandverlauf 
gezogen habe, nachdem er feststellte, daß 
ein Fluchtweg durchs Treppenhaus nicht 
mehr möglich war. 


Lauschangriffe und 
die Interpretation der Welt 

Bereits im Januar war der StA klar, daß 
sie gegen Safwan nichts in der Hand hat. 
Sie stellte deshalb am 26.1.1996 einen 
Antrag, Gespräche zwischen dem Gefan- 
genen Safwan und seinen Besuchern 
abhören zu dürfen. Der zuständige 
Haftrichter Pohlenz, der noch am 20.1. 
einen dringenden Tatverdacht unterstellte, 
gab diesem illegalem Ersuchen der StA 
noch am selben Tag mit der Begründung 
statt: "Die Erforschung des Sachverhalts 
(Mordvorwurf, d.V.) wäre auf andere 
Weise wesentlich erschwert, sogar aus- 
sichtslos." Trotz mieser Tonqualität der 
Mitschnitte und vor allem der Unkenntnis 
des gesprochenen Dialekts, interpretiert 
die StA fanatisch zielgerichtet, Safwan 
habe sich dort immer wieder selbstbela- 
stend geäußert. So wird beispielsweise 
dem sehr gläubigen Safwan unterstellt, 
durch die Anfügung der Redensart 
"Herrgott vergib mir" Schuld am Tod 
eines Freundes einzugestehen. Folgte man 
dieser Interpretation, so müßten minde- 
stens jeden Sonntag Kirchgänger verhaf- 
tet werden, da sie im "Vater unser" mehr- 
mals ihre Schuld eingestehen und aner- 
kennen. Eine Tat und ein Motiv würde die 


Lübecker Staatsanwaltschaft sicherlich 
problemlos finden. 


Unschuldige Täter, schuldige Opfer ? 

Trotz zwingender Verdachtsmomente, 
fehlender Alıibis, fehlender verbrannter 
Hunde und PKWs, trotz eindeutiger 
Brandverletzungen, obskurer Geschich- 
ten, abgesprochener Verhöre und eindeu- 
tig nazistischer Einstellungen stellte die 
StA die Ermittlungen gegen die 4 Nazis 
aus Grevesmühlen ein. 

Statt dessen klagt die StA ein Opfer des 
Anschlags an, obwohl sıe diesem nichts 
nachweisen kann. Es konnte kein Motiv 
nachgewiesen werden, kein Streit mit 
irgendeinem Bewohner, keine Flasche, 
die mit Benzin gefüllt war, kein 
Brandausbruchsort im ersten Stock, keine 
definitive Brandzeit, kein verschlossenes 
Haus und kein brennendes Benzin, das 
bergauf eine Teppe hinabfloß. Die 
Offenbarung des Propheten L. zugunsten 
der deutschen Befindlichkeit entbehrt jeg- 
lichen realen Gehalts. 

Nach dem Brandanschlag wurde 
Safwan E. Opfer einer weiteren deutschen 
Schuld: Durch den Prozeß und dessen 
mediale Begleitung wurde er vom Opfer 
zum Täter gemacht. 

Dem nationalen Projekt Deutschland 
verpflichtet, nationalistisch und latent ras- 
sistisch motiviert, schuf die StA ihr Ent- 
und Belastungskonstrukt. Getragen vom 
nationalen Konsens der deutschen 
Bevölkerung, gestützt und gedeckt von 
den gesellschaftlichen Eliten und Medien, 
hält sie dieses bis heute aufrecht. 

STRANDBÜFFEL 


Zwischenbericht der 
‚Internationalen Untersuchungs- 
kommission (UK) 


Die IUK (bestehend aus Beate Klarsfeld, Christian 
‚Bruschi, Geoffrey Bindman, Mario Angelelli, 
Angiolo Gracci, Gaetano Pecorella, Arturo 
‚Salerni, Felicia Langer und Hans Langenberg) 
bringt bis zum Prozeßbeginn am 16. September 
‘einen Zwischenbericht heraus. Der Bericht 
umfaßt folgende Inhalte: er 
‚8 Die Ermittlungen gegen die vier erstverdäch- 
tigten Grevesmühlener. 

M Die staatsanwaltschaftlichen Abhörmaßnah- 
men der Gespräche Safwan E. und seiner 
Verwandten im Gefängnis. 

M Der Brandausbruch und die von der Staatsan- 
waltschaft vorgelegten Brandgutachten, 
'® Der Hauptzeuge der Staatsanwaltschaft und 
seine Aussagen. 

W Situation der Flüchtlinge, die in der 
 Hafenstrasse wohnten, 


Zu beziehen ist der Zwischenbericht 
(voraussichtlicher Preis: DM 5.-) 
über: Anwaltsbüro Heinecke, | 
Budapester Str.49, 20359 Hamburg 


‘Die IUK wird zu jedem Prozeßtermin als 
‚Beobachterin anwesend sein. Zudem sind 
Veranstaltungen mit Mitgliedern der IUK (Beate 


Klarsfeld) geplant. Termine bitte über das 


Anwaltsbüro Heinecke erfragen. 


Die IUK benötigt Spenden: 


‚A. Wulf / Pax Christi, Postbank Hamburg, Konto- 
"Nr: 498 463 203, BLZ 200 100 20, Stichwort: 


IUK Lübeck 


Medien - Erfüllungsgehilfen der Staatsanwaltschaft 


schen den Ermittlungsbehörden und der Presse ist 
Täterschutz, ist mediale Umsetzung einer politischen Ent- 
scheidung, ist Vollstreckung des Rufmords an den Opfern 
des Brandanschlags vom 18. Januar 1996. 


An einigen repräsentativen Beispielen werden wir in diesem 
Beitrag nachweisen, wie nahtlos rassistisches Konstrukt und 
herrschende Meinung ineinandergreifen - diese Formierung 
gleichgerichteter Interessen, dieses enge Zusammenspiel zwi- 


In diesem gesellschaftlichen Entwurf, 
dem Konzept und seiner Abwicklung 
spielt "die tageszeitung" eine besondere 
Rolle in der Durchsetzung der Opfer/ 
Täter-Verkehrung. Müde, (zu unrecht) 
immer als "Aufklärerin” diskriminiert zu 
werden, die ihren "philoethnizistischen 
Vorurteilen" freien Lauf läßt und sich 
damit in der deutschen Öffentlichkeit dis- 
qualifiziert, leistet sie seit Jahren ihren 
entscheidenden Beitrag zur Formierung 
des mainstreams: "Raus aus der 
Opferrolle - selbstbewußtes National- 
gefühl - Aberkennung 'fremder' Men- 
schen-Rechte". So titelt sie zwei Wochen 
nach dem Brandanschlag in Hattingen am 
5. Juni 1993 - für sich und andere rich- 
tungsweisend - "Echte und vorgetäuschte 
Brandanschläge". 

Diese Form- 
ierung rassistischer 
Annahmen, Interes- 
sen und Artikulatio- 
nen bedarf keiner 
zentralen Entscheid- 
ung, die nur im ein- 
zelnen nachzuwei- 
sen ist; sie bedarf 
keiner Verschwör- 
ung, keines Kom- 
plotts; sie ist kein 
Auswuchs, kein 
Übergriff der herr- 
schenden Verhält- 
nisse, der nur die 


Eröffnung des Verfahrens gegen die 
Göttinger "Auto-nome Antifa (M)" war 
ebenfalls auf den 8. Mai dieses Jahres ter- 
miniert - Tag der Befreiung: Bruch und 
Kontinuität des Faschismus in den 
Institutionen der Herrschaft, ım 
Justizapparat, im Denken der deutschen 
Nation. 

Es wird Safwan erneut der "Streit mit 
einem Hausbewohner" unterstellt, an dem 
er sich angeblich "rächen wollte"; ihm 
wird unterstellt, er habe im 1. OG. 


"Benzin oder ein artverwandtes Brand- 
legungsmittel ausgegossen". 

Erneut wird angebliches "Täterwissen" 
gegen Safwan konstruiert aus der Fest- 
legung des ursächlichen Brandes ım 1. 
OG, weil das haltlose Gutachten des LKA 
es willkürlich so bestimmt. 


richtenmagazine "Focus" und "SPIEGEL" 
das Konstrukt vorstellen und rechtferti- 
gen, das - nach Einschätzung der Vertei- 
digung - eine Eröffnung des Verfahrens 
gegen Safwan Eid nicht im geringsten 
rechtfertigt, wenn nicht der Rassismus der 
Staatsorgane offen zutage treten soll. So 
weit verstiegen in den Beschuldigungen 
gegen Safwan E., wirbt "DER SPIEGEL" 
um Verständnis für den geschädigten 
Oberstaatsanwalt: "Was soll er machen? 
Soll er die für Eid belastenden Momente 
ignorieren und den jungen Libanesen 
laufenlassen - wie zuvor die Mecklenbur- 
ger? Davor scheut Schultz zurück. Er 
hofft, daß der Fall vor Gericht klarer wird, 
daß vielleicht ein entscheidender Zeuge 
aussagt oder gar ein Geständnis kommt." 
(SPIEGEL, 3.6.1996) 

Passend dazu 
die Offenbarung 
derselben Staats- 
anwaltschaft: ein 
Mordvorwurf sei 
diesen jungen 
Leuten aus Gre- 
vesmühlen doch 
nicht zumutbar - 
sie hätten bereits 
genug zu tun mit 
einer ganzen Latte 
von Aufbrüchen 
und Diebstählen. 

Das Geständ- 
nis erhofft "DER 


Normalität entschul- SPIEGEL" von 
den und legitimieren den älteren m 
würde - sie ist der en der Familie 
selbstverständliche Eid; ein en 
Ausdruck des Be- Bild wird gezeich- 
wußtseins unglei- net: "mit Hilfe von 
chen Werts der Be- Schleppern eige- 
treffenden und reist"  ... "ın 
me lualienen, N Pr e EN IR 
A . } ; uldet, mehr 
Un Opfer „Der bedingte Reflex verät in der Tat eine ganze Menge... Pt teinimärde: 


Die Durchsetzung des Konstrukts gegen 
Safwan E. 

Die Staatsanwaltschaft will das 
Verfahren gegen Safwan E. trotz der erd- 
rückenden Last von Gegenbeweisen 
erzwingen - um Zeit zu gewinnen, um ge- 
gen die dringend tatverdächtigen Männer 
aus Grevesmühlen nicht ermitteln zu müs- 
sen, um das "Modell Lübeck - für 
Deutschland" zu retten: In dem offen- 
sichtlichen Interesse, historische Daten 
neu Zu besetzen, hat sie den 
Heranwachsenden aus dem Libanon am 8. 
Mai (!) angeklagt, "gemeinschaftlich han- 
delnd mit unbekannten Mittätern ... ein 
Gebäude in Brand gesetzt, den Tod von 10 
Menschen und die Körperverletzung von 
38 Personen verursacht zu haben". Die 


Es wird Safwan erneut ein "Geständ- 
nis" unterstellt, das ein unsicherer und 
profilsüchtiger Sanitäter gehört haben 
will, dessen widersprüchliche Versionen 
niemand glaubt - bis die Chance der 
Entlastung deutscher Täter begriffen wird. 

Aus der Bitte um Vergebung im 
Fasten-monat der Muslime wird erneut 
ein "Schuldanerkenntnis" Safwans kon- 
struiert. 

Das Konstrukt ist widerlegt, bevor es 
noch formuliert ist. Die Staatsanwalt- 
schaft braucht öffentliche Hilfe - und 
erhält sie: willig. 


"DER SPIEGEL” vom 3.6.1996 
Noch bevor die Verteidigung Kenntnis 
von der Anklage hat, dürfen die Nach- 


risches Eifersuchtsdrama" im ägyptischen 
Fernsehen assoziiert den behaupteten und 
widerlegten Racheakt wegen "verlorener 
Liebe ... die Brüder Eid legen sich, sagen 
sie, schlafen ... bis sie angeblich durch 
Schreie geweckt werden". Gegen die 
öffentliche Darstellung aller Flüchtlinge 
"gab es eine Menge Streit in der 
Hafenstraße 52" - nur "mit wem genau der 
Beschuldigte (den unterstellten) Streit 
hatte", will "DER SPIEGEL" noch aufge- 
klärt haben. (SPIEGEL, 3.6.1996) 

Sicher ist dem "SPIEGEL": "Im 
Inneren des Hauses nimmt die Tragödie 
ihren Lauf. Irgendwo flammt ein Streich- 
holz oder ein Feuerzeug auf. Irgendje- 
mand hält es an ein leicht brennbares 
Material, Benzin zum Beispiel oder 
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Ofenanzünder. Ein Teppich schmort. Ein 
Holzspan glimmt. Ein Kabel fängt Feuer.” 
Unterschlagen wird in diesem billigen 
Melodrama der anderslautende Bericht 
der Überlebenden, des Vaters von Safwan 
- noch bevor er ein Wort mit ihm gewech- 
selt hat: eine (Brand-)bombe wurde 
geworfen; unterschlagen werden Schraub- 
verschlüsse und Böden von zwei Flaschen 
im Erdgeschoß des Hauses; unterschlagen 
wird die Schlußfolgerung der Polizei und 
sogar des Belastungszeugen, daß 
Molotowcocktails geworfen wurden. 

"Solche Spekulationen werden vor 
allem von den Worten eines Mannes 
genährt - von der Aussage Marwan Eids ... 
Niemand sonst im Haus hat eine 
Explosion wahrgenommen. Will Marwan 
seinen Sohn Safwan durch seine 
Darstellung von Anfang an decken?" "Als 
letzter (aus dem Haus) kommt Safwan 
Eid, der sich die Ohren versengt hat", weil 
er Kindern das Leben rettete. (SPIEGEL, 
3.6.1996) 

Nach allem, "was der Sanitäter hört 
und wiedergibt, legt Eid ein präzises 
Geständnis ab". Kein Zweifel. Trotz kon- 
struiertem Täterwissen über den Ausbruch 
des Feuers im 1. OG., das ihm nicht ein- 
mal der Belastungszeuge unterstellt; 
allein die Staatsanwaltschaft bringt diese 


- Behauptung in den Haftbefehl ein, um ihn 


durchzusetzen. Kein Zweifel. Trotz drei 
sich widersprechender Geschichten über 
Ausführung und Motiv der Tat, die der 
Sanitäter ausschmückt, damit ihm endlich 
jemand glaubt. Kein Zweifel. Trotz der 
Umsicht, mit der Safwan viele Menschen 
in dieser Nacht aus den Flammen rettete, 
sich um Verletzte kümmerte, Freunde per 
Telefon zu Hilfe rief, seine Beobacht- 
ungen und die seines Vaters der Polizei 
und anderen berichtete - für den 
Belastungszeugen und den "SPIEGEL" ist 
Safwan ein Mann, der völlig konsterniert, 
schockiert und vereinsamt ist. 

"DER SPIEGELT berichtet von "unge- 
wöhnlichen ... merkwürdigen Geschich- 
ten", mit denen die 4 Tatverdächtigen aus 
Grevesmühlen "frische Versengungen" 
erklären wollen, "die ein Gerichtsmedizi- 
ner (noch am Tag des Brandanschlags) 
feststellt" und denen die Polizei nicht 
nachgeht. Diese systematischen Unter- 
schlagungen begründen nicht den 
Verdacht von Manipulationen oder auch 
nur einseitigen Ermittlungen - sie dienen 
dem "SPIEGEL" nur zur Konzentration 
auf die Anklage gegen Safwan E.: "Für 
die Verdächtigen aus Grevesmühlen lie- 
fert dieses Schreiben, ein Fax des 
Polizeireviers Neustadt, das perfekte Alıbi 
... Die gleichen Ermittler, die soeben noch 
rassistischen Tätern auf der Spur waren, 
geraten für manche Demonstranten nun in 
den ungeheuren Verdacht, selber 
Rassisten zu sein." (SPIEGEL, 3.6.1996) 

Es besteht kein dringender Tatverdacht 
gegen Safwan E. - nach dieser "SPIE- 
GEL"-Story ist Safwan schuldig und mit 
vollem Namen und entstelltem (böswillig 


retuschiertem) Bild dem Mob zur 
Vollstreckung preisgegeben; mit ihm 
preisgegeben seine ganze Familie (deren 
unterstellter Streit 10 Menschen im Haus 
das Leben kostete) mit ihnen preisgege- 
ben alle Überlebenden und Toten des 
Brandanschlags, denen unterstellt wird, 
daß alle was zu verbergen haben - vom 
"SPIEGEL" werden sie realistisch und 
zynisch zugleich eingefügt in die Sicht der 
Bärbel D., die um 3.40 Uhr "auf einem 
Fenstersims einen Neger stehen sieht ... 
der sich das Leben nehmen will." Es küm- 
mert die deutsche Putzfrau nicht. 

Der Verzicht auf eigene Recherchen, 
die selbstgewählte Funktion der Hof- 
Berichterstattung sowie der offene und 
unterschwellige Rassismus in fast allen 
Print-Medien genügt der Staatsanwalt- 
schaft nicht: mit gezielten Falschmeldun- 
gen muß sie ihr Konstrukt gegen die 
öffentliche Darstellung der Überlebenden 
des Brandanschlags durchbringen. Im 
Interesse der Ermittlungsbehörden for- 
schen "stern" und "DER SPIEGEL" bei 
SOKONI und dem ART-Hamburg die 
schlüssige Argumentation der Verteidig- 
ung aus, um sie in zwei großen Berichten 
am 28. März und 6. Mai zu zerpflücken. 
Es gelingt ihnen nicht. Die Manipulation 
wird offensichtlich; sie werden ungewollt 
zu Trägern der Gegeninformation: 


Der "stern" vom 28.3.1996 

"Die Deutschen sind gefährlich", wird 
Safwan im "stern" zitiert. Die Deutschen 
verhöhnen Menschen anderer Religion: 
"neben zahllosen Anrufungen Allahs, sei- 
ner Größe, Güte und Gerechtigkeit" 
beteuert Safwan, "bei Gott, ich bin 
unschuldig". Die Deutschen wollen 
MigrantInnen und Flüchtlinge im bitter- 
sten Elend sehen; finden sie trotz 
Diskriminierung prekäre Arbeit, haben sie 
sıch bereits "eine halbwegs komfortable 
Existenz aufgebaut". Die Deutschen for- 
dern ihre Sozialhilfe zurück, weil der 
"stern" den "Handel mit alten Autos, die 
in den Libanon verschifft wurden", erfin- 
det. Ja, die Deutschen sind gefährlich: sie 
brennen und morden, nehmen die Täter 
schützend in ihre Reihen auf und unter- 
stellen den Opfern die Motive der Täter: 
"Streit ... an der Tagesordnung" ... "Heil- 
Hitler-Grüße" ... "alle Juden abschlach- 
ten" ... "Afrikaner grundsätzlich Sklaven". 
(stern, 28.3.1996) 

Die viele Wochen unterdrückte 
Tatsache, daß der Gerichtsmediziner bei 
dreien der vier Männer aus Grevesmühlen 
noch am 18. Januar frische Brandspuren 
derselben Nacht an den Händen und im 
Gesicht festgestellt hat, schlägt der 
Staatsanwaltschaft das rechte Standbein 
weg. Die bei Safwan vergeblich gesuch- 


ten typischen Verletzungen von 
Brandstiftern sind noch vor seiner 
Festnahme bei den tatverdächtigen 


Deutschen gefunden worden - bei Rene 
B., bei Dirk T., bei Maik W., nur Heiko P. 


kommt mit heiler Haut davon. "Die 
Ermittler prüfen nun, ob diese "frischen 
Verbrennungen' daher stammten, daß die 
Männer geklaute Autos nach dem 
Ausschlachten angesteckt hatten." (stern, 


28.3.1996) 
Der öffentliche Druck von 
UnterstützerInnen und Verteidigung 


nötigt die Staatsanwaltschaft zur gezielten 
Falschinformation: die hilflose Krücke 
bricht, bevor sie steht: keiner der 
mutmaßlichen Täter aus Mecklenburg- 
Vorpommern hat diese Form der 
Entsorgung. ihrer Verbrechen behauptet. 
Das in der Nacht des Brandanschlags 
gestohlene Auto ist von der 
Staatsanwaltschaft bereits am 19. Januar 
asserviert worden - ohne Brandspuren. 


"DER SPIEGEL" vom 6.9.1996 

Das Spielbein der Staatsanwaltschaft 
hat "Angst", tappt im Dunkeln, findet kei- 
nen rechten Halt: "Soll ich nicht einfach 
sagen, ich habe mich geirrt?" Das kann 
der pflichtbewußte Sanitäter der 
Staatsanwaltschaft und dem Ansehen 
Deutschlands nicht antun - er wird 
gebraucht und geschützt, um seine 
Bedeutung zu unterstreichen; geschützt 
vor einem konstruierten Bedrohungssyn- 
drom von außen lebt er "unter falschem 
Namen im Hotel, mit einer Kapuze über 
dem Kopf, wenn er zur Vernehmung 
geführt wird" - vor seinen inneren 
Zweifeln kann er sich nicht retten. Ein 
Hörfehler und Geltungsdrang im Kreis 
seiner rechtslastigen Kollegen des 3. 
Sanitätszugs machen ihn zum Belastungs- 
Täter. Aus "die warn's" oder "dir warn's" 
wie Safwan der Verteidigung und 
Dolmetscherin berichtet und aufschreibt, 
wird beim Belastungszeugen "wir warn's" 
- das ist die einzige Grundlage der 
Anklage gegen Safwan E. (SPIEGEL, 
6.5.1996) 

Gewollt oder ungewollt wird der 
Zeuge zum Komplizen der Täter; seine 
Geschichten geben den eingestellten 
Ermittlungen Richtung Grevesmühlen nur 
den dünnen Schein der Legitimität: 
Bekannt ist Staatsanwaltschaft und 
"SPIEGEL" seine dementierte Geschichte 
von einer Flasche, die Safwan gegen eine 
Tür geworfen haben soll; bekannt ist seine 
dementierte Geschichte von der 
Eifersucht um eine Frau; bekannt ist seine 
erste und letzte Geschichte vom "Streit 
mit einem Familienvater", von "Benzin", 
das "ihm an die Tür gekippt und angezün- 
det" worden ist, von dem "Zeug", das 
"brennend die Treppe runtergelaufen" ist. 
und von der "Treppe", die "mit einem mal 
in Flammen stand". (SPIEGEL, 6.5.1996) 

Es bleibt dıe Tatsache, daß im 1. OG 
kein Familienvater wohnt. Es bleibt die 
Tatsache, daß mit den neuesten und effek- 
tivsten wissenschaftlichen und techni- 
schen Methoden kein Benzin nachgewie- 
sen werden konnte. Es bleibt die Tatsache. 
daß die Treppe zum Erdgeschoß nicht 
gebrannt hat und nicht brennen konnte - 
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ihr könnt „dir warn’s“ in gestaffelten 
mengen und preisen unter folgender 
adresse bestellen: „dir warn’ s“ c/o haus 
für alle, 

c/o antirassistisches telefon (art) 

amanda strasse 58 

20345 hamburg - tel: 040/43 15 87 fax: 
040/430 44 90 


10 mark 
40 mark 
70 mark 
150 mark inkl. versand 


20 st, 
100 st. 

200 st. 
500 st. 


IG Medien Materialien zum rassisti- 
schen Brandanschlag in Lübeck: 


„Wie Opfer zu Tätern gemacht werden“ 


Zusammengestellt von der Projektgruppe 
Antinazismus der IG Medien 

Inhalt: 

MB Presseberichterstattung 

B Gegenöffentlichkeit 

M Hintergrundinformationen 

DM 45 inkl. Versand (540 Seiten) 
Sonderpreis für Gewerkschafter und anti- 
faschistische Gruppen DM 32,- (DIN A4) 


Kontakt: IG Medien Stuttgart Hauptvor- 
stand der IG Medien Abt. Jugend 

Postfach 102451 - 70020 Stuttgart 

Tel: 0711/ 2018243 - Fax: 0711/ 2018199 


LÜBECK: 3 DOKUS sind da! 


Doku STANDPUNKTE (rot), DM 6,-- 

Diese Dokumentation enthält Standpunkte, 
Einschätzungen, Bewertungen zum Brand- 
anschlag, zu den rassistischen Ermittlun- 
gen, zum staatsanwaltschaftlichen Kon- 
strukt; sie enthält weiteres vielfältiges 
Material für Gespräche, Veranstaltungen, 
Aktionen, Stellungnahmen. 


Doku MEINUNGEN (gelb), DM 4,- 

Diese Dokumentation enthält Meinungen, 
Kommentare, Hintergrundberichte zum 
Brandanschlag, zu den vermeindlichen In- 
dizien, zu den konstruierten Motiven; sie 
denunziert eine zentrale politische Ent- 
Scheidung. 


Doku SOLIDARITÄAT (blau), DM 2,-- 

Diese Dokumentation enthält Materialien 
für praktische Solidarität: verschiedene 
Erklärungen der Flüchtlinge zum Brandan- 
schlag; sie enthält Muster für Solidaritäts- 
adressen und Protestnoten mit Begleit- 
en an verschiedene gesellschaftliche 

reise, 


Bitte bestellt und nutzt die Dokus als 
Druck/ Kopiervorlage: verbreitet sie, schafft 
Öffentlichkeit, sprecht mit den Soliadres- 
sen/Protestnoten verschiedene gesell- 
schaftliche Kreise und Persönlichkeiten an. 


‚AG zu rassistischen Ermittlungen" beim 
AntiRassistischenTelefon Hamburg" (ART) 
c/o "Haus für Alle”- Amandastraße 58 
20357 Hamburg - Tel: 040/43 15 87 : Fax: 
040/430 44 90 

Spendenkont: f 

C.Kerth, Stichwort ART/LUBECK Hamburger 
Be Konto 1257/495414 - BLZ 200 


Fortsetzung von Seite 11 
Medien aus 


sie ist als einzige ım Haus aus Stahl und 
Stein gebaut. Schade, daß Beton nicht 
brennt. Es bleibt die Gewißheit der 
Verteidigung, daß Jens L. lügt. Keine 
Verfolgung dieses "stillen Komplicen" 
wegen falscher Anschuldigung - er ist der 
letzte Rettungsanker für das gescheiterte 
Konstrukt. 

So wird er tief in den Tugenden der 
Deutschen versenkt: "Der Saniıtäter beru- 
higt" ... "Der Sanitäter kühlt die Wunden" 
... "Der Sanitäter verabreicht Sauerstoff" - 
barmherziger Samariter. "Sitzen jetzt 
Unschuldige, weil er schweigt?" ... "er 
unterliege der Schweigepflicht wie ein 
Arzt" ... "um nicht auf Menschen schießen 
zu müssen, hat er (im Osten) den 
Wehrdienst verweigert". "Keiner von 
denen, die sich drücken wollen" 
"Dienst als Aufgabe" ... "auf ihn ist immer 
Verlaß" - verinnerlichter Arbeitsethos. 
"Und er spürt, daß er von Menschen, die 
ihn überhaupt nicht kennen, als williges 
Werkzeug einer voreingenommenen 
Obrigkeit verachtet wird, die statt Neo- 
nazis unschuldige Ausländer verurteilen 
möchte." 

Der Sanitäter ist williges Werkzeug, 
der Obrigkeit hörig: sein Vorgesetzter, der 
Zugführer des 3. Sanıtätszugs der Stadt 
Lübeck teilt ıhm am 18. Januar gegen 9.00 
Uhr mit, die jungen Männer aus 
Grevesmühlen seien als Täter festgenom- 
men worden. Erst um 9.41 wird diese 
Tatsache von dpa berichtet. Es wird eng 
für Deutschland; der Apparat sucht und 
findet Entlastung der deutschen Täter. 
Niemand hatte dem "Geständnis" des in 
der Sache unsicheren und nach Profil 
suchenden Sanitäters geglaubt - jetzt wird 
er gebraucht. "Sitzen Unschuldige, weil er 
schweigt?" Hinter den Kulissen wird die 
Entlastung der Täter vorbereitet - durch 
die Belastung der Opfer: der Sanitäter 
wird vom Leiter des DRK von seiner 
"Schweigepflicht" entbunden, er wird 
gedrängt, genötigt, dienstverpflichtet; er 
belastet Safwan E. 

Der Sanitäter wird zum Täter - von sei- 
nem Kollegen als Belastungszeugen bei 
den Ermittlern angegeben oder gar zur 
falschen Anschuldigung angestiftet. Jetzt 
sitzt ein Unschuldiger, weıl der Sanitäter 
schweigt - schweigt zu den 
Machenschaften geplanter, koordinierter, 
verfügter Verkehrung von Opfern zu 
Tätern. 


"DIE ZEIT” vom 24.5.1996 

Ein "Motiv" kann für Safwan nicht gefun- 
den werden; sein "Täterwissen" ist weg- 
gebrochen; von einem "Geständnis" 
berichtet ein gedrängter (oder gar gedun- 
gener?) Zeuge. Mangels Fakten bleibt der 
Staatsanwaltschaft nur der Öffentliche 
Angriff auf die Verteidigung und die 
"Internationale Unabhängige Kommis- 
sion" - "DIE ZEIT" steht zur Verfügung 


mit "Akribie und Propaganda": "Un- 
gereimtheiten hat die Verteidigerin akri- 
bisch aufgelistet, der Staatsanwaltschaft 
vorgehalten und zugleich (am 22.4.1996) 
in einer Pressemitteilung an die Öffent- 
lichkeit gebracht. Safwan E. ... braucht 
eine Verteidigung, welche die politische 
Dimension des Falls nach außen trägt ... 
Die Staatsanwaltschaft soll vor Beginn 
der Hauptverhandlung in die Zange 
genommen werden: durch Heineckes 
gründliche Recherchen einerseits und den 
politischen Druck einer internationalen 
Öffentlichkeit andererseits." (ZEIT, 
24.5.1996) 

"DIE ZEIT" macht den "handwerklich 
soliden Strafverteidiger Hans-Jürgen 
Wolter" zum Kronzeugen der "Propagan- 
da auf Kosten von Safwan E.": "Nicht 
alles, was dem Anwalt nützt, nützt auch 
dem Mandanten." SPD-Stammtisch und 
juristischer Sumpf in Lübeck fürchten die 
"Internationale Unabhängige Kommis- 
sion": "Sie ist eine Ehrverletzung gegenü- 
ber der Staatsanwaltschaft und dem 
Rechtsstaat Bundesrepublik." Der Rechts- 
staat Bundesrepublik hat den loyalen 
Rechtsanwalt und langjährigen SPD- 
Abgeordneten Wolter zur Verteidigung 
verpflichtet, nachdem Safwan und die 
Familie E. ihm das Mandat entzogen hat- 
ten. 

Noch vor Eröffnung des Verfahrens 
besteht der schwere Verdacht, daß dieser 
Anwalt seine "Partei verraten" hat: er 
empfiehlt der Polizei, seinen Mandanten 
jederzeit auch ohne ihn zu vernehmen - in 
einem Verfahren wegen mehrfachen 
Mordes; der Öffentlichkeit teilt er mit, 
sein Mandant verstehe und spreche "sehr 
gut deutsch" und verzichtet auf jede Über- 
setzung - damit leugnet er alle Verständ- 
nisprobleme zwischen seinem Mandan- 
ten, dem Belastungszeugen und den 
Ermittlern; er vertritt nicht die Unschuld 
seines Mandanten, für ihn ist "die 
Beweislage dünn" - dem Belastungszeu- 
gen attestiert er öffentlich "Glaubwürdig- 
keit"; die Schuld seines Mandanten unter- 
stellt, verlangt er die Reduzierung der 
Anklage auf Totschlag - und Haftver- 
schonung - nicht Freiheit seines Mandant- 
en; er besucht seinen Mandanten monate- 
lang nicht im Knast; er verzichtet auf 
jedes Rechtsmittel und will dıe Eröffnung 
des Hauptverfahrens gegen Safwan E. 


Aus dem Aufruflugblatt des Anti- 
Repnressions-Büros, Berlin: 

... auf nach Grevesmühlen 

Die Reaktion der GrevesmühlenerInnen darauf, 
daß „ihre Jungs“, „ihre Söhne” angeblich die 
Brandstifter von Lübeck gewesen sein sollen, 
‚sprechen Bände: sie können sich in ihr 
Grevesmühlen zurückziehen und werden dort 
von allen Seiten gedeckt. ... 

31.8. - DEMO - BHF. - 13 UHR 


Hat sich RA Wolter der Staatsanwalt- 
schaft als Garant der Verurteilung seines 
Mandanten angedient - zum Schutz der 
Täter und für das Ansehen Deutschlands? 
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Erklärung des Antinationalen Büros Hamburg: 


mit dem Lübecker Brandanschlag vom 18. Januar 1996 


Am 31.07.96 durchsuchte das 
Hamburger LKA in Begleitung eines 
Staatsanwaltes und unter Vorlage einer 
richterlichen Genehmigung den 
Hamburger Buchladen Österstraße. 

Gegen die BuchhändlerInnen ist ein 
Ermittlungsverfahren anhängig, da sie das 
genannte Flugblatt verbreitet haben sol- 
len. 

Als strafbarer Inhalt des Flugblattes 
werden vom Amtsgericht HH-Altona 
Verstöße gemäß $ 90a StGB (Ver- 
unglimpfung des Ansehens des Staates 
der Bundesrepublik Deutschland und sei- 
ner Symbole) sowie $ 19 I HambPresseG 
angeführt. Diese Straftatbestände werden 
aus folgendem Zitat abgeleitet: "Wir wis- 
sen, daß sich Deutschland durch eine 
Perfektion von Staatsterror auszeichnet, 
die ebenfalls Kontinuitäten zur 


' Vergangenheit aufscheinen läßt. Der 


Umgang mit (deutschen) politischen 
GegnerInnen ist davon geprägt, diese 
nicht nur zu besiegen, sondern tendenziell 
vernichten zu wollen (Stammheim, Bad 
Kleinen, Isolationshaft, "finaler Rettungs- 
schuß"). 

Kein noch so dreistes Konstrukt wird 
ausgelassen. Wir trauen dem deutschen 
Staat also ohnehin jede Form des Lügens 
und Verbrechens zu. Die staatliche 
Absicherung des deutschen Rassismus hat 


“dennoch eine eigenständige Qualität. Hier 


geraten nicht Staatsfeinde oder solche, die 
dafür gehalten werden, ins Zielkreuz der 
Justiz, sondern die rassistisch Verfolgten, 
die als "Volksfeinde" ausgemacht werden. 
Mit ihrer. Kriminalisierung wird der 
gemeinschaftliche Ausgrenzungs- und 
Vernichtungswille staatlich exekutiert. 
Schon im Februar war dieses F lugblatt 
und die dort angekündigte Veranstaltung 
leichen Titels im Hamburger "Haus für 
Alle" Gegenstand einer Anfrage des 
CDU-Abgeordneten Mertens in der 
Hamburger Bürgerschaft. Unter anderem 
wollte Mertens vom Senat wissen, ob 
seine Informationen stimmen, wonach 
"die Mitglieder des antinationalen Büros 
Hamburg militante Autonome sind, die in 
Verfassungsschutzberichten bekannt ge- 
worden sind?..." 
Seit Mitte Juli wird nun gegen das 
"Lübecker Bündnis gegen Rassismus" 
ermittelt. Der Versuch der Kriminalisie- 
rung wurde inzwischen auf die Aussage 
eines Flugblattes des Bündnisses ausge- 
weitet, in dem die schlichte Tatsache 
enannt wird, daß die Ermittlungen der 
Lübecker Staatsanwaltschaft rassistisch 
sind. Ursprünglich richtete sich der staat- 


liche Angriff gegen ein Plakat, das den 
gegen Safwan Eid ermittelnden 
Staatsanwalt mit einer Zigarette am Ort 
des Brandanschlages zeigt, was diesem 
natürlich nicht gefällt. Die Ausweitung 
der Angriffe gegen das Lübecker Bündnis 
sowie die Ermittlungen im Zu-sammen- 
hang mit dem Hamburger Flugblatt der 
Lübeck-Gruppe des antinationalen Büros 
zeigen aber, daß es keineswegs um per- 
sönliche Eitelkeiten eines deutschen 
Staatsanwaltes geht. 


Der Prozeß gegen Safwan - Täterschutz 


als nationales Projekt 
Stattdessen betrachten wir die 
Ermittlungen als einen gezielten 


Einschüchterungsversuch, der untrennbar 
mit dem für den 16. September angeset- 
zen Prozeßbeginn gegen Safwan Eid ver- 
bunden ist. 

Dieses Verfahren ist der Höhepunkt 
einer staatlichen und medialen 
Kampagne, die das Ziel verflolgt, 
Deutschland vom Rassismus freizuspre- 
chen und den Opfern dieses Rassismus 
den zweifachen Prozeß zu machen: Ihnen 
wird nicht nur vorgeworfen, angeblich 
sich selbst und ihre Familienangehörigen 
angezündet zu haben. Ihnen wird zugleich 
vorgeworfen, dem "deutschen Ansehen" 
in der Welt hierdurch geschadet zu haben. 

Selbstverständlich hatte im In- und 
Ausland, wer denken kann, an dem völ- 


kisch rassistischen Hintergrund des 
Lübecker Anschlags keine Zweifel 
gehabt. 


Mit der Einknastung von Safwan Eid 
begann das medial willig reproduzierte 
ıdeologische roll-back. Es würde aus allen 
Rohren gegen jene "Nestbeschmutzer- 
Innen" geschossen, die eine deutsche 
Täterschaft überhaupt in Betracht zu zie- 
hen gewagt hatten. Im Verfahren gegen 
Safwan Eid wird diese Absicht auf die 
Spitze getrieben: die Anklage gegen ihn 
ist Voraussetzung dafür, daß der ideologi- 
sche Sieg im "Fall Lübeck" - Deutschland 
in der klassischen Rolle des "Opfers" 
internationaler "Vorverurteilungen" - 
abgesichert werden kann. 

Deshalb muß der Prozeß auf Teufel 
komm raus un d unabhängig von der 
Wahrscheinlichkeit, Safwan wirklich in 
den Knast bringen zu können, durchgezo- 
gen werden, obwohl die Prozeßvorberei- 
tungen inzwischen deutliche Blessuren 
erlitten haben. Das Konstrukt gegen 
Safwan Eid war so durchsichtig und 
abstrus zugleich, daß es trotz einer deut- 
schen Volksgemeinschaft, die nichts auf 


ihre mordenden Nazi-Kinder kommen 
lassen wollte, nicht haltbar war, ohne daß 
die Widersprüche nach außen treten 
mußten. Einen großen Anteil daran hatten 
die Überlebenden aus der Lübecker 
Hafenstraße, die sich weder einschüchtern 
noch gegeneinander ausspielen ließen und 
die damit die ersten spärlichen 
Presseberichte mit fragendem Unterton 
auslösten. Als dann auch noch ein deut- 
scher Brandschutzexperte und ein deut- 
sches Jugendgericht das Konstrukt der 
Anklage offenkundig machten, stand die 
Staatsanwaltschaft plötzlich im Regen. 
Ein Scheitern der staatlichen 
Prozeßstrategie kann seither in diesem 
Verfahren nicht mehr ausgeschlossen wer- 
den. 

Warum sollen gerade in diesem 
Kontext die KritikerInnen der Lübecker 
Staatsstrategie eingeschüchtert und krimi- 
nalisiert werden? 


Ausderfazvom208. = 


"Selbstgerechter Zorn auf Grevesmühlen - eine 
Kleinstadt fühlt sich zu unrecht verdächtigt” 


.„. Grevesmühlen mit seinen 11.531 Einwohnern 
sei ein ganz normales Mecklenburgisches . 
Städtchen, versichern Kaufleute und Passanten in 
dem Ort. Es gibt hier 13 Prozent Arbeitslosigkeit 
im Sommer, 16 Prozent im Winter. Die Quote bei 
Jugendlichen unter 25 Jahren liegt sogar darun- 
ter... "Wir geben ein Viertel unseres 
Verwaltungshaushalts Für Kinder- und 
Jugendarbeit aus”, heißt es auf den 
Grevesmühlener Amtern, Das Vereinsleben sei 
intakt, das Klima in dem Gemeinwesen stimme. 
Die Verantwortlichen im Landkreis sind besorgt, 
daR Radikale von rechts und linksnach 
Grevesmühlen kommen und sich gegenseitig 
hochschaukeln könnten. Deshalb wurde das 
Schweriner Innenministerium eingeschaltet. Der 
Staatsschutz trifft Vorkehrungen, "Mehrere 
Huntertschaften" Polizei seien bereits eingeteilt 
für Grevesmuehlen, sagen die zuständigen 
"Behörden. Die Demonstration soll verboten wer- 
‚den. Das gilt es dann durchzusetzen..." 


Die Motive der Kriminalisierung 

Wir gehen davon aus, daß die 
Staatsmacht im Vorfeld des Prozesses 
gegen Safwan Eid den entstandenen poli- 
tischen Schaden und den Glaubwürdig- 
keitsverlust begrenzen will. So peinlich 
die einzelnen Vorwürfe für die Herren 
Schulz und Böckenhauer auch sind, ent- 
scheidend für das nationale Interesse ist. 
daß die Rechtsstaatlichkeit der Ermittlun- 
gen nicht generell in Frage gestellt wird. 
Es darf nicht an die (internationale) 
Öffentlichkeit gelangen, daß der Schutz 
der deutschen Täter ein nationales Projekt 
war: herbeigesehnt von der deutschen 
Volksgemeinschaft, exekutiert von 
Staatsanwaltschaft und Polizei, abgespro- 


chen mit dem Kanzleramt, das am 19. 
Januar - dem Tag der Freilassung der 
Grevesmühlerner - das Prestigeobjekt der 
Bundestagsgedenkstunde im Rahmen des 
erstmalig stattfindenen Auschwitz- 
Gedenktages zu bewältigen hatte. von die- 
sem deutlich zu Tage tretenden Täter- 
schutz angestachelt, war es kein Wunder, 
daß sıch ein deutscher Sanitäter fand, der 
Safwan der gierig zugreifenden Staats- 
anwaltschaft auslieferte. 

Ein Freispruch für Safwan - den wir 
allerdings selbst nach dem derzeitigen 
Absturz des Konstrukts nicht für gesichert 
halten, weil die Bereitschaft des Durch- 
ziehens und die Dreistigkeit in Deutsch- 
land so gut wie keine Grenzen kennen - 
wäre für das nationale Interesse nicht der 
Super-Gau, sondern hauptsächlich hinder- 
lich für das Image und die weitere 
Karriere der Herren Staatsanwälte. 
Hauptsache die Diskussion bleibt auf der 
Ebene von Gutachterstreit und Aussage 
gegen Aussage, auch wenn dann gelegent- 
lich das Benzin nach oben fließen muß, 
was im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit 
nicht auszuschließen ist. "Der Rechtsstaat 
arbeitet vor sich hin" war jüngst in der 
ZEIT zu lesen. Dieses Bild zu bewahren 
und die vernichtungspolitische Dimension 
des Lübecker Anschlages auszublenden, 
ist die Motivation für die Kriminalisie- 
rung von Positionen, die die rassistische 
Grundstruktur der Ermittlungen oder - 
wie im Falle des "Mörderland"- 
Flugblattes - die Opfer-Täter-Verkehrung 
als Einverständniserkärung mit dem histo- 
risch verwurzelten deutschen Vernich- 
tungsrassismus anklagen. Der Schutz für 
die Täter und Verursacher des Lübecker 
Anschlags soll auf anderer Ebene, jedoch 
nicht weniger energisch, fortgesetzt wer- 
den. Eine Debatte über die Hintergründe 
der rassistischen Ermittlungen und das 
Benennen der Opfer-Täter-Verdrehung 
sollen als "Verunglimpfung" kriminali- 
siert, und das Interesse and der Ermittlung 
der Wahrheit als "linksextremistisch" stig- 
matisiert werden. 


Die Kritik, die Deutschland verdient ... 
Festzustellen bleibt aber, daß die 
Kritik, die Deutschland verdient, auch 
nach wie vor nicht geübt wird. Die deut- 
sche Realität ist viel volksgemeinschafli- 
cher, rassistischer und gefährlicher, als es 
in der geübten linken Kritik an den 
Lübecker Ermittlungen einerseits als 
auch in der Kriminalisierungswut der 
Staatsanwaltschaft andererseits zum Aus- 
druck kommt. Das Deutschland kenn- 
zeichnemde ist nicht die - obgleich real 
vorhandene -Kkumpanei einer einzelnen 
Staatsanwaltschaft mit deutschen Nazi- 
mördern, sondern die volksgemeinschaft- 
liche Verankerung des deutschen 
Rassismus, bei dem stets die Vernich- 
tungsabsicht gegenüber den rassistisch 
stigmatisierten mitgedacht werden muß, 
und der deshalb - ohne Kontinuitäten zur 
deutschen Vergangenheit zu analysieren - 


in seiner Gefährlichkeit nicht erkannt 
werden kann. 

Bereits zwei Tage nach dem 
Brandanschlag - die Grevesmühlener 
waren frei, Safwan aber noch nicht ver- 
haftet - riefen wir zur Unterstützung der 
von der Frankfurter MigrantInnengruppe 
"Cafe Morgenland" initiierten Demo in 
Grevesmühlen mit einer Begründung auf, 
die klarmachte, daß es nıcht darum ging, 
Grevesmühlen als besonders rassistisch 
oder nazistisch, sondern als extrem nor- 
mal anzugreifen: "Wir unterstützen eine 
anti-volksgemeinschaftliche Aktivität in 
Grevesmühlen, 'obwohl es stimmt, daß 
jedes Kaff und jede Villen- oder 
Plattenbausiedlung die gleichen mörderi- 
schen Strukturen erzeugt (Cafe 
Morgenland). Es gıbt aber gute Gründe, 
zu diesem Anlaß diesen Ort zu wählen ... 
Wir setzen mit der Kundgebung in 
Grevesmühlen ein Zeichen gegen eine 
stinknormale deutsche Stadt, die ihre 
Nazi-Kinder lieb hat. ... Grevesmühlen ist 
eine normale Kleinstadt, in der vor etwas 
mehr als 50 Jahren niemand etwas gewußt 
hätte und heute ... sich niemand etwas 
vorstellen kann. Diese beschauliche 
Kumpanei von staatlichen Funktionären, 
Eltern, Nazi-Teens und einem dort ansäs- 
sigen NF-Kader steht exemplarisch für 
jene Stimmung, die die Volksgemein- 
schaft zwangsläufig zur Solidarisierung 
mit dem faschistischen Pogrom, mit 
Brandanschlägen treibt." 

Lübeck unterscheidet sich durch die 
Dimension des Mordanschlages und die 
eindeutige Vernichtungsabsicht sowie 
durch die nationale und internationale 
Bedeutung von anderen rassistischen 
Angriffen und den anschließenden 
"Ermittlungen". Dennoch ist es kein ein- 
zelner "Fall", sondern eine Beschreibung 
deutscher Verhältnisse. 

Zum Beispiel wurde in Mahlow ver- 
sucht, den britischen Bauarbeitern, von 
denen einer seit dem Steinwurf auf ıhr 
Auto querschnittsgelähmt ist, den 
"Unfall" selbst anzuhängen. Erst nactdem 
eine kleine Öffentlichkeit hergestellt war, 
ließ die Staatsanwaltschaft von der 
Variante ab, die Briten hätten den Unfall 
selbst zu verantworten, weil sie die deut- 
schen Angreifer mit ihrem Wagen verfol- 
gen wollten. Eine Anklage gegen die 
Briten wegen des Verstoßes gegen die 
Straßenverkehrsordnung wäre dann viel- 
leicht das Resultat gewesen. Gegen die 
deutschen Täter, die sich bekanntermaßen 
am Bahnhofsplatz treffen, wurde wochen- 
lang nicht ermittlelt. Die Mahlower 
BürgerInnen erklärten die Bahnhofs- 
jugendlichen zum Problem des Herum- 
hängens und Saufens, nicht etwa zum 
Problem rassistischer Einstellungen. Die 
Demonstration von 500 überwiegend 
Berliner Antifas in Mahlow beäugten sie 
mißtrauisch, aus sicherer Distanz und in 
der Sorge um das Image ihres Dorfes. 
Deutschland wie es leibt und lebt. 
Inzwischen sitzen die deutschen Täter in 


Haft. Vermutlich weil die dortige 
Staatsanwaltschaft etwas abgeschreckt 
von den Schwierigkeiten der Lübecker 
Kollegen ist und der Mahlower Anschlag 
eine geringere nationale Bedeutung hat. 
Dennoch heißt es nach wie vor für alle 
Opfer rassistischer Anschläge, sich auf 
den Folgeanschlag des deutschen Staates 
gefaßt zu machen. 

Wir fordern nicht "andere", weniger 
"einseitige" Ermittllungen. Wir fordern 
nicht den Austausch der Staatsanwalt- 
schaft. Wir fordern die wenigen, die dazu 
bereit sind, auf, die deutsche Realität in 
ihrer Gesamtheit zu erkennen und anzu- 
greifen. Dazu gehört selbstverständlich, 
den Druck gegen den Prozeß, der Safwan 
Eid gemacht wird, zu verstärken. Den 
deutschen Täterschutz in diesem für 
Deutschland so wichtigen Fall nicht 
durchkommen zu lassen, ist nicht nur zur 
Offenlegung des deutschen Rassismus 
und seiner ideologischen Spezifika 
(Opfermythos) von allergrößter Wichtig- 
keit. Es geht auch darum, eine neue 
Eskalationsstufe des Terrors und der mör- 
derischen Gewalt gegen MigrantInnen 
und Flüchtlinge zu verhindern. In den 
letzten Wochen - im Vorfeld der Nazi - 
August- Aktivitäten zum Heß-Todestag - 
kam es ohnehin wieder zu einer Welle ras- 
sistischer Gewalt. Würde Safwan verur- 
teilt, wäre dies die eindeutigste denkbare 
Aufforderung seitens des Staates, 
Vernichtungsanschläge ä la Lübeck zu 
wiederholen, da den deutschen TäterInnen 
ein doppelter Triumph beschert würde. 
Deshalb: Beteiligt euch an der 
Grevesmühlen-Demo am 31.8. und 
bereitet euch darauf vor, die deutsche 
Strategie während des Prozesses zu 
bekämpfen! 


Dokumentation: 

Erklärung des Lübecker Bündnis 

gegen Rassismus zu der 
Durchsuchung ihres Büros 

Die Lübecker Staatsanwaltschaft ... schlägt 
um sich. Sie erwirkt einen Durch- 
suchungsbeschluß gegen das Lübecker 
Bündnis gegen Rassismus und läßt unsere 
Büroräume am 24. Juli aufbrechen. 
Mitgenommen hat die Polizei hierbei nicht 
nur einen Restbestand der Plakate..., son- 
dern vor allem unsere Computer, so-wie 
zahlreiche Datenträger. Hierbei geht es 
ganz offensichtlich nicht nur um die Suche 


nach den Druckunterlagen für das Plakat, 


sondern um einen Angriff auf die 
Arbeitsfähigkeit einer kritischen Initiative 
und - schlicht um Schnüffelei. Anders ist 
uns jedenfalls nicht erklärlich, warum die 
Computer zu einer gründlichen Uhnter- 
suchung zum Landeskriminalamt nach Kiel 
verbracht worden sind. Mit der Suche nach 
einem Plakat kann dies nichts mehr zu tun 
haben. Es mutet schon merkwürdig an, wie 
aktiv die Staatsanwalt-schaft auf einmal 
werden kann, wenn es um den Versuch der 
Einschüchterung ihrer KritikerInnen geht. 
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Ein Dreivierteljahr 
nach dem Lübecker 
Brandanschlag scheint 
die Opfer-Täter-Ver- 
drehung durch staatli- 
che und mediale Prä- 


sentation bei einem Großteil der deutschen Bevölkerung 
verinnerlicht zu sein. Zeit für eine kritische Reflexion des 
(Nicht-)Verhaltens der deutschen Linken, bzw. der bisher 
geleisteten Solidaritätsarbeit. Zwei Tage nach dem 
Brandanschlag präsentierte die Staatsanwaltschaft Safwan 
E. als Täter, der nach der Freilassung der vier Greves- 
mühlener dem Konstrukt diente, Deutschland vor dem 
Vorwurf rassistischer Übergriffe zu schützen. Die linken 
Solidaritätsbekundigungen, die zumindest in den ersten 


Die taz stellt die Vertrauensfrage ... 

An der rechts-alternativen tageszeitung 
mit ihrer linksliberalen und grünen 
Klientel läßt sich zumindest in der media- 
len Aufarbeitung ein Perspektivenwechsel 
verdeutlichen. Vier Tage nach dem 
Anschlag - auch die taz vermutete zuerst 
einen rechtsradikalen Hintergrund - ent- 
schuldigte sich Christian Semler in sei- 
nem Kommentar — u 
auf der Titelseite 
bei allen Deut- 
schen, sie so lange 
in den Tätermittel- 
punkt gestellt zu 
haben, denn zu- 
künftig sei auch 
"die Möglichkeit 
zu erwägen, dal 
der Anschlag Re- 
sultat einer Ausein- 
andersetzung ZWi- 
schen Gruppen von 
Asylsuchenden 
sein könnte." Deut- 
wurde 
Miriam Nirou- 
mand im Innenteil 
der Zeitung am 
79.01.96. In dem 
Versuch, sich vom 
positiven Rassis- 
mus der eigenen 
Zeitung abzugren- 
zen, forderte sie 
"eine Reportage", bei der es "um 
Eifersucht, um Rassismus, um religiöse 
Differenzen" zwischen den Heimbewoh- 
nern gehen sollte. Darüber hinaus forder- 
te sie ihre schreibenden taz-KollegInnen 
(und natürlich auch die LeserInnenschaft) 
auf, ihre "links-franziskianischen Armuts- 
ideale" zu verwerfen, diesen Staat, der 
"halbwegs brauchbare Unterkünfte" an- 
bietet, als von der Vergangenheit geläutert 
anzuerkennen und eben auch das Bild des 
kriminellen Ausländers als Normalität zu 
akzeptieren. Durch ihr Image als linke 
Zeitung blieb die prodeutsche Kommen- 
tierung sicher nicht ohne Einfluß. 

Die taz folgte kritiklos den aufgetisch- 
ten Versionen der Staatsanwaltschaft und 
verbreitete den Brandanschlag betroffen 
aufgearbeitet als Problem der Nichtdeut- 


: schen. Auch nachdem andere bürgerliche 


Medien (z.B. Monitor) an den offiziellen 


Linke Heimat 


Täterpräsentation der Staatanwaltschaft weitgehend 
zusammen. Reichte das Analysevermögen bei politischen 
Gefangenen immer noch aus, Präsentationen von Öffentli- 
cher Seite als offensichtlich unwahr zu disqulifizieren, trau- 
te man Safwan E. eher als den vier Deutschen zu, das Haus 
in dem er und seine Familie sich aufhielten, angezündet zu 
haben. Woher kommt nach den bekannten fremdenfeindli- 
chen Übergriffen des 
Perspektivenwechsel? 


Versionen der Staatsanwaltschaft erste 
Zweifel hegten, blieb die taz bei ıhrer 
Funktion als Verlautbarungsorgan der 
Staatsorgane. Am 21.03.96, zwei Tage vor 
der bundesweit-mobilisierten Demo, 
unternahm Kersten Kampen durch ihren 
sprachlich rassistischen Stil den Versuch, 
noch einmal spaltend auf die Solidaritäts- 
bewegung Einfluß zu nehmen. Sıe recht- 


Fr Y; 105: 


ip. 


fertigte die illegale Abhöraktion, und 
zitierte kritiklos die Ermittler, "die ... sich 
sicher (sind), Belastendes [durch die 
Abhörprotokolle] in der Hand zu 
haben.[...| Sawfan E. wurde mit den 
Protokollen konfrontiert. [...] Ausgerech- 
net an Stellen, die ıhn belasten können, 
will der 21jährige nichts verstanden haben 
oder etwas anderes gemeint haben [...]. 
Für die Ermittler [und für Kersten 
Kampen] ein weiteres Mosaiksteinchen." 
Dann zitiert sie aus anonymen (!) Briefen 
an die Ermittler, in denen den Bewohnern 
der Hafenstraße Autoschieberei, Dealerei, 
Prostitution und Kinderpornographie vor- 
geworfen wird. Bei solcher 
Berichterstattung stellt sich die 
Vertrauensfrage nicht mehr ernsthaft, und 
die Anfrage, bei der FAZ als 
Jugendbeilage zu erscheinen, wäre alle- 
mal ehrlicher. 


„allerdings kaum etwas über die Natur, ... 


beiden Tagen be- 
schränkt vorhanden 
waren und eine 
Täterschaft unter den 
Deutschen ausmach- 
ten, brachen nach der 


neuen Deutschlands dieser 


My home is my castle 
Die in der Vergangenheit von vielen 
Linken mitgetragenen Betroffenheits- 
bekunden nach rassistischen Übergriffen 
waren in erster Linie zur eigenen positi- 
ven Identitätsbildung gedacht und nicht 
zur Kritik der deutschen Verhältnisse. 
Wie auch in anderen Debatten (Kriegs- 
einsätze, etc.) scheint der nationale 
2 Konsens die Linke 
hier erreicht zu 
haben. Gründe hier- 
für sind in dem von 
der Linken nie 
erkannten Zusam- 
menhang zwischen 
deutsch-nationaler 
Identität und rassi- 
stischen Denk- 
mustern zu suchen. 
Dies kommt so 
lange nicht direkt 
zum Vorschein, wie 
diese Verhältnisse 
scheinbar in ihrer 
Totalität kritisiert 
werden. Da viele 
Linke in einzelnen 
Punkten in nationa- 
le Debatten eingrei- 
fen, bzw. in ihnen 
agıeren, werden sie 
Teil des nationalen 
Konsens, der Ras- 
sismus impliziert. 
Die Gewerkschaften haben nicht erst seit 
dem Bündnis für Arbeit ihren reformisti- 
schen Ansatz zugunsten einer nationalen 
Standortpolitik aufgegeben. Statt für 
"internationale Solidarität" demonstrieten 
deutsche Arbeiter, organisiert von der IG 
Bau, vor einer Baustelle in Hamburg-St. 
Pauli gegen die in der Mehrzahl nicht- 
deutschen Arbeiter. Sie kesselten die 
Baustelle so lange ein, bıs die Polizei alle 
ausländischen Arbeiter ohne Arbeits- 
erlaubnis abgeführt hatte. Auf einer ande- 
ren Baustelle in Hamburg, mußte der 
Auftraggeber getrennte Toiletten für deut- 
sche Arbeiter mit der Aufschrift aufstel- 
len: "Nicht für Polen". .Der PDS- 
Bürgermeister Harald Buttler in Berlin- 
Marzahn hatte Verständnis für eine I.Mai- 
Demonstration einiger Faschisten in sei- 
nem Stadtteil, da die Forderung nach 
Lehrstellen für deutsche Jugendliche bei 


Chronologie 


2. Juli: 


dem Konstrukt der Staatsanwaltschaft an. 


Laut Recherchen von Journalisten soll Jens L., der : 
Hauptbelastungszeuge, von seinem Freund Matthias : 
H. dazu gedrängt worden sein, Safwan E. zu belasten. : 
Matthias H. unterhielt nachweislich Ende der 80er : 
Jahre Kontakte zu Neonazis. H. gab zudem zu: 
Protokoll, daß ihm L. schon auf dem Weg zum : 
Krankentransporter von dem angeblichen Geständnis : 


berichtet hat. Diese Angabe widerspricht erneut den : im links-deutschen Weltbild des jeweili- 


von L. gemachten Aussagen. 
3.Juli: 


L. zurück. 
4. Juli: 


Prozeß zu führen. 
9, Juli: 


die Wiederaufnahme der Ermittlungen. 
12. Juli: Professor M. Oehmichen erklärt, daß die 


Präzision. Die Erklärungsursachen der drei sind somit 


Geburtsdatum Safwan E.'s recherchieren. 
13. Juli: 


Brandgutachten der Staatsanwaltschaft. 
18. Juli: 


Brandstiftern. 
20. Juli: 


24, Juli: 


dazu.) 
26. Juli: 


Montag und Mittwoch ab 9:00 Uhr beginnen. 
31. Juli: 


gleichen Titels. (Siehe auch die Erklärung dazu.) 


3. August: Die von der Staatsanwaltschaft in Auftrag : 
gegebene Computersimulation des Bundeskriminal- : 
amts (BKA) liegt vor. Das Ergebnis der Simulation soll : 
den Brandausbruchsort der Staatsanwaltschaft : 


bestätigen. 


22. August: Die für den 31. August geplante : 
Demonstration in Grevesmühlen wird vom Landkreis : 
Nordwest Mecklenburg verboten. Verschiedene : 
Gruppen rufen unter dem Motto “Die Täter sind überall : 


" und “Freiheit für Safwan” zur Demonstration auf. 


23. August: Im Lübecker Rathaus findet eine Diskus- : 
sionsveranstaltung mit dem Innenminister Schleswig- : 
Holsteins statt. Die Duldungen der Überlebenden des : 
Brandanschlags vom 18. Januar 1996 laufen am 8. : 
November aus. Der Kieler Innenminister sagte dazu : 
u.a.: "Ich werde heute nicht sagen, daß ich alles tun : 


werde, damit diese Menschen bleiben können." 


Der ‚Haftbefehl gegen Safwan E. wird 
durch die Jugendstrafkammer des Landgerichts auf- : 
gehoben. Als Begründung führt das Gericht Zweifel an : 


Die Staatsanwaltschaft weist die Neo- : 
Nazi-Verbindungen des Hauptbelastungszeugen Jens : Opfer) wahrgenommen . wurden, passen 
Das Gericht erkennt einen “hinreichenden : 
Tatverdacht” und gibt bekannt, gegen Safwan E. einen : 
n 
Die vier Grevesmühlener werden erneut : Bee aa 
von der Polizei verhört. Die Ermittler gehen noch : 
immer davon aus, daß die Grevesmühlener ein : 
gestohlenes Auto anzündeten und sich dabei die : 
Gesichtshaare ansengten. (Keiner der Grevesmüh- : 
lenner gab zu Protokoll, ein Auto angezündet zu : 
haben.) Laut Staatsanwaltschaft bedeutet dies nicht : \ 
: nicht ohne Auswirkungen auf Teile der 
idaritätsbewegung. So sah sich u.a. 
Brandspuren, die drei der vier Grevesmühlener auf- : SORGRLIESDEWENDE 
wiesen, auf keinen Fall älter als 24 Stunden sein : 
konnten. Das Jugendgericht bat ihn um zeitliche : m 
J : gerliche Aufklärung und 'linke' Kritik zu 
falsch. Die Staatsanwaltschaft läßt das genaue : snielen. 
Die Jugendstrafkammer des Landgerichts : 
Lübeck bestellt E. Achilles zum Gutachter. Der : 
Brandexperte Achilles wurde von der Verteidigung : 
Safwan E.s herangezogen und erklärte im März die- : 
sen Jahres, daß das Feuer im Erdgeschoß des : 
Hauses ausgebrochen sei. Er widerspricht damit dem : 
: der eigenen Position sahen die Lübecker- 
Die Staatsanwaltschaft stellt Plakate des : 
Lübecker Bündhis sicher und leitet ein Ermittlungs- : 
verfahren wegen Beleidigung ein. Das Plakat trägt : 
u.a. den Text “Safwan ist unschuldig” und “Schluß mit : 
den rassistischen Ermittlungen!” und zeigt den : 
Staatsanwalt Böckenhauer vor der Ruine der : 
Hafenstraße. Oberstaatsanwalt Schultz erklärt, das : 
Plakat rücke den Staatsanwalt in die Nähe von : 
A Rt „des Tathergangs. Und wer glaubt, die SPD 
/ Bundesweiter Aktionstag für die Freiheit : 
von Safwan E. In verschiedenen Städten finden : 
Demonstrationen, Aktionen und Veranstaltungen statt. : 
Die Büroräume des Lübecker Bündnis : 
gegen Rassismus werden von der Polizei durchsucht. : 
Grundlage ist ein richterlicher Durchsuchungs- : 
beschluß vom 18. Juli. Als Begründung werden die : 
Beleidigung des Staatsanwalts Böckenhauer und der : 
Verdacht der Verunglimpfung des Staates und seiner : 
Symbole genannt. Beschlagnahmt wurden Produkte : 
und Produktionsmittel. (Siehe auch die Erklärung : 


Bekanntmachung des Gerichts: Der : 
Prozeß beginnt am 16. Sept. im Großen Schwursaal : 
des Landgerichts Lübeck (Am Burgfeld 7-9) und ist : 
auf 10 Verhandlungstage angesetzt, die jeweils : 


Das Hamburger Landeskriminalamt (LKA) : 
durchsucht den Buchladen Osterstraße. In der: 
Buchhandlung soll das Flugblatt “Mörderland ; 
Deutschland” der Lübeck-Gruppe des Antinationalen ; 
Büros Hamburg verbreitet worden sein. Das Flugblatt : 
bezieht sich auf den Brandanschlag in der Lübecker : 
Hafenstraße und mobilisiert für eine Veranstaltung : 
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der hohen Jugendarbeitslosigkeit richtig 
sei. 

Diese Beispiele sind in bezug auf den 
bisherigen antirassitischen Anspruch der 
Linken nur bedingt widersprüchlich. 
Nichtdeutsche, die bislang nur als Objekte 


gen Standpunktes (als Proletarier, Frau, 


nicht mehr in die Politikbezüge der oben 
benannten Debatten, bzw. die Debatten 
rassistische Bezüge 
(Ausländergesetzgebung). 


Jetzt mit 40% weniger Rassismus 
Die fehlende 'kritische' Berichterstat- 
tung der bürgerlichen Offenlichkeit blieb 


auch das "Lübecker Bündnis gegen 
Rassismus" vor die Aufgabe gestellt, bür- 


Lange Zeit konnten sich die 
LübeckerInnen nicht zu einer eindeutigen 
Solidarität gegenüber Safwan E. durchrin- 
gen. Das Bündnis forderte Ermittlungen 
in alle Richtungen, hielt Safwans Schuld 
für möglich. In völliger Überschätzung 


Innen in der anfänglichen Betroffenheit 
einiger Prominenter (Boutellier) die 
Chance, die Abschaffung des Asylrechts 
zu thematisieren, gar die SPD auf einen 
neuen Reformkurs zu lenken. Dies alles 
geschah nach der nationalen Konstruktiön 


ernsthaft in eine antirassistische Richtung 


bringen zu können, muß ihre Rolle bei der 
Asylgesetzgebung verschlafen, bzw. ihre 
Abschiebepraxis als Erfindung der 'kon- 
kret' angesehen haben. Im Mittel-punkt 
der Aussagen des Lübecker Bündnisses 
stand immer wieder die Forderung, die 
einseitigen Ermittlungen einzustellen. 
Ähnliche Positionen vertraten die schles- 
wig-holsteinischen Grünen: "Wir fordern 
die Staatsanwaltschaft auf, die einseitigen 
Ermittlungen endlich einzustellen und 
jetzt nachdrücklich in alle Richtungen zu 
ermitteln." Das Lübecker Bündnis forder- 
te darüber hinaus zumindest noch den 
Rücktritt der Staatsanwaltschaft, doch die 
Konzentration auf solche Forderungen 
macht deutlich, daß sich ihre Analysen zu 
rassistischen Ermittlungen am Individual- 
rassismus festklammern, und nicht die 
Struktur rassistischer Gesetzgebung und 
Ausführung betrachten. 


Was hleiht ? 

Was bleibt für eine linke Solidaritäts- 
bewegung? Sicherlich zuerst die 
Feststellung, daß eine Parteilichkeit für 
Safwan E. eine GegnerInnenschaft zum 
nationalen Täterkonstrukt bedeutet. Die 
bisherigen Erkenntnisse sollten 
jeder/jedem verdeutlichen, daß nicht ein- 
zelne deutsche RassistInnen sich ihren 
Fall basteln, sondern es vielmehr eine 
enge Verzahnung zur rassistischen 
Zusammenarbeit von ErmittlerInnen, 
PolitikerInnen und Öffentlichkeit gibt, die 
ein nationales Interesse daran haben, die 
wirklichen Geschehnisse nicht ans Licht 
zu bringen. 


.„. sondern immer nur über die Konditionierung der Versuchstiere“ (k. Adam, FAZ) 


sofortige einstellung des verfahrens 


VISDP: J. Kreutzfeldt - Bahrenfelder Strasse 248 - 22675 Hamburg 


